
einsetzen werde. 
Der SoVD wird sich 
– auch das kündig-
te Bauer an – gegen 
eine Zweiklassen-
medizin zur Wehr 
setzen und sich für 
eine Umsetzung des 
Pflege-Qualitäts-
sicherungsgesetzes 
und für die Teilha-
be von Menschen 
mit Behinderung 
einsetzen.

Prof. Dr. Gunnar 
Winkler, Präsident 
der Volkssolidari-
tät, nahm Bezug 
auf die aktuelle Fi-
nanz- und Banken-
misere (siehe auch 
S. 7). Die jüngste 
Krise des „Casino-
Kapitalismus“, so 
Winkler, gefährde 
den Sozialstaat 
unmittelbar. Wink-

ler: „Es kann nicht sein, dass Spe-
kulationen auf den internationalen 
Finanzmärkten einerseits zu unge-
heuren Gewinnen führen, Verluste 
aus solchen Spekulationen aber an-
dererseits der Allgemeinheit aufge-
bürdet werden!“ Milliardenbeträge 
flössen jetzt in die Sicherung des 
Bankensystems, die vor allem für 
soziale Aufgaben fehlten.

Michael Sommer, Vorsitzender 
des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des (DGB), griff unter anderem das 

Thema Mindestlohn 
auf. „Wir halten es 
für schlicht und er-

Zei tung
Sozialverband Deutschland – Ihr Partner in sozialen Fragen

SoVD Seite 5

Bahn nimmt Pläne für 
Service-Zuschlag zurück

Ein Porträt von 
SoVD-Präsident Adolf Bauer

Seite 6

Verzicht nach öffentlichen Protesten, 
auch seitens des SoVD

25 Jahre Werkstatt für 
Behinderte in Witten

Seite 8

SoVD-Lebenshilfe gGmbH 
feiert Jubiläum

 

Aktionstag zur Sozialstaatsinitiative. SoVD und Volkssolidarität fordern:

Kurswechsel in der Sozialpolitik!

Anzeige

„Ich will noch 
viel bewegen“

Mit einem groß angelegten 
Aktions tag in Berlin haben SoVD 
und Volkssolidarität innerhalb ihrer 
Sozialstaatsinitiative einen vorläu-
figen Höhepunkt gesetzt. Vor fast 
250 Menschen – darunter Fachleute 
und Bundestagsabgeordnete – dis-
kutierten am 23. September Vertre-
ter der beiden Verbände, Politiker 
und Gewerkschaftsvertreter die 
Perspektiven des Sozialstaates. Mit 
Blick auf die Bundestagswahl 2009 
forderten sie einen Kurswechsel in 
der Sozialpolitik – weg vom Sozi-
alabbau, hin zu einer Stärkung des 
Sozialstaates und zur Verwirkli-
chung von Chancengleichheit und 
sozialer Gerechtigkeit.
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Blickpunkt
Die Deut-

sche Bank 
steigt bei der 
P o s t b a n k 
ein. Beide 
Unterneh-
men gewin-
nen dabei: 
Die Post-
bank hat 
für die Beteiligung am Sparge-
schäft einen guten Preis erzielt. 
Die Deutsche Bank stärkt durch 
den Kauf ihre Position als größ-
te Bank des Landes. Was aber 
bedeutet diese Transaktion in-
mitten eines Aktienkurs-Tiefs 
für die 14 Millionen Postbank-
Kunden? 

Offiziell heißt es dazu, die 
Beteiligung habe zunächst kei-
ne Auswirkungen auf Stand-
orte und Arbeitsplätze. Und 
längerfristig? Verbraucher-
schützer rechnen damit, dass  
Postbank-Filialen geschlossen 
werden. Sie befürchten einen 
massiven Stellenabbau ebenso 
wie eine Verschlechterung der 
Beratungsleistungen.

Bleibt zu hoffen, dass in den 
Vorstandsebenen der beiden 
Banken verantwortlich mit  
den Interessen der in der Re-
gel weniger einkommensstar-
ken Postbank-Kunden umge-
gangen wird. Denn sollten die 
Sorgen begründet und Filialen 
des rund 1100 Niederlassungen 
starken Netzes von Schließun-
gen bedroht sein, dann hätten 
am Ende im Spiel der Großen 
wieder die ohnehin Schwäche-
ren das Nachsehen.

SoVD-Präsidiumsmitglied 
Manfred Grönda

Vehement wandte sich SoVD-Prä-
sident Adolf Bauer in seiner Rede 
gegen Stimmen aus Politik, Wirt-
schaft und Medien, die den Sozial-
staat begraben wollen. Bauer: „Der 
Sozialstaat hat sich nicht überlebt. 
Er ist kein Modell von gestern, son-
dern mehr denn je ein Modell der 
Zukunft.“

Angesichts der gegenwärtigen La-
ge forderte der SoVD-Präsident die 

Anwesenden auf, nicht zuzulassen, 
dass die Spaltung der Gesellschaft 

in Arm und Reich wächst und 
der Sozialab-
bau fortschrei-
tet. Er wies da-
rauf hin, dass 
die deutsche 
Wirtschafts-
leistung von 2005 bis 2008 um 
real 9 Prozent gestiegen ist, die 
Nettolöhne aber um 3,5 Pro-
zent gesunken sind.

Adolf Bauer betonte, dass 
der SoVD sich zu keiner 
Zeit notwendigen und rich-
tungsweisenden Reformen 
verschlossen habe. Wichtig 

sei aber, dass es sich um Reformen 
handele, „die diesen Namen verdie-
nen und die den Menschen und sei-

ne Bedürfnisse in den 
Mittelpunkt“ stellen.

Bauer warnte vor 
der Gefahr einer 
neuen Altersarmut 
und plädierte für 

das SoVD-Konzept zur Weiterent-
wicklung der Rentenversicherung 
in Richtung einer Erwerbstätigen-
versicherung. Er kündigte an, dass 
der Sozialverband Deutschland 
sich offensiv für die 
Einführung einer In-
flationsschutzklausel 
in der Rentenformel 

Was darf ein Kind kosten?
Was kostet ein Kind? Laut einer Studie zweier Wis-

senschaftler der Technischen Universität Chemnitz 
nicht mehr als 79 Euro im Monat. Eine weitere Be-
rechnung der beiden „Experten“ lautet: Ein Bedürf-
tiger kann mit 132 Euro im Monat auskommen – vo-
rausgesetzt, er raucht und telefoniert nicht! Am Ende 
ihrer Studie kommen die Gelehrten –  ebenso wie ein 
Hamburger Ökonom – zu dem provokanten Ergebnis, 
dass Hartz-IV-Empfänger deutlich mehr Geld erhal-
ten, als es das Existenzminimum rechtfertigt.

Verlassen wir einen Augenblick den Elfenbeinturm. 
Aus eigener Erfahrung sieht die Rechnung nämlich 
anders aus. In Berlin etwa fallen zu Beginn des Schul-
jahres für zwei Kinder folgende Kosten an: 97,50 Euro 
für Schulbücher (9. Klasse), 32,50 Euro für die ge-
brauchten Schulbücher eines Fonds (6. Klasse), dazu 

Hefte und Ordner zum Preis von rund 29 Euro – nicht 
zu vergessen die neuen Hallenturnschuhe für beide 
Kinder (ja, Kinder wachsen!) für zusammen über 100 
Euro. Ach, es fehlen die Monatskarten für je 26 Euro. 
Macht nochmal 52 Euro plus. Dazu das Geld für die 
Klassenfahrten und das gesunde Pausenbrot! Schon 
sind wir bei weit über 400 Euro... Von diesen Kos-
ten wären Hartz-IV-Empfänger nur zum Teil befreit. 
Keine Frage, dass sich eine ähnliche Rechnung auch 
für den Bedürftigen aufstellen ließe, der doch mit 132 
Euro monatlich auskommen müsste, aber laut Studie 
„stärkere Anreize bräuchte, um arbeiten zu gehen“.

Will man den „Hartz-IV-Experten“ nicht reinen 
Zynismus unterstellen, dann fragt man sich, wieviel 
Realitätsverlust ein Wissenschaftler braucht, um sol-
che Studien anzufertigen?  veo

SoVD-Präsident Adolf Bauer rief zum 
Kurswechsel in der Sozialpolitik auf.

Dass der Sozialstaat gestärkt werden muss, wurde auf sehr plastische Art deutlich, als im 
Rahmen des Aktionstages Betroffene dem Publikum ihre Erfahrungen schilderten.

Fotos (2): Bildschön

Ein Stundenlohn 
von 4,50 Euro 

ist unanständig

Der SoVD ist für 
Reformen. Aber sie 

müssen diesen Namen 
verdienen!

Fortsetzung auf S. 2



pung von Ressourcen. Das wiederum 
könne zu der Frage führen: Welche 
(Rest-) Ressourcen sollen in das Bil-
dungssystem fließen, 
welche in den Sozi-
albereich? Letzten 
Endes würden damit 
junge Menschen gegen alte Men-
schen ausgespielt – „eine Debatte, 
die ich für so fatal halte wie kaum 
eine andere Diskussion“.

Einen praxisnahen Blick auf die 
Mängel unserer Sozialsysteme ha-
ben naturgemäß die direkt Betrof-
fenen. In einem offenen Gespräch 
– das wie die gesamte Veranstaltung 
von Alfred Eichhorn vom Inforadio 
des Rundfunks Berlin-Brandenburg 
(rbb) moderiert wurde – gewährten 
mehrere von ihnen dem Publikum 
Einblick in den Sozialstaat, wie er 
sich ihnen präsentiert. Inge Jefimov, 
Vorsitzende des SoVD-Landesver-
bandes Hamburg und aufgrund eines 

zes, als ein Freundeskreis von Ar-
tikel 1 (,die Würde des Menschen 
ist unantastbar‘), und auch als ein 
Freundeskreis des Artikels 20 (,die 
Bundesrepublik Deutschland ist ein 
demokratischer und sozialer Bun-
desstaat‘).“

Ottmar Schreiner, Mitglied des 
Bundestages (SPD) und bekennender 
Gegner der Agenda 2010, beklagte in 
einer mit vielen Fakten unterlegten 
Rede das Auseinanderdriften der 
deutschen Gesellschaft. Als Beispiel 
nannte er die Ausbildungs-Chancen 
unterschied licher Bevölkerungs-
gruppen: 83 Prozent der Akademi-
ker-Kinder machten Abitur, aber 

nur 20 Prozent der 
Nichtakademiker-
Kinder. Schreiner: 
„Diesen Spaltungs-
tendenzen müssen 

wir massiv entgegentreten – schon 
um der Zukunft unserer Demokratie 
willen.“ Wenn nämlich 
der soziale Zusammen-
halt immer stärker ge-
fährdet werde, dann 
leide darunter „die 
demokratische Subs-
tanz“.

Heftig kritisierte 
Ottmar Schreiner den 
gegenwärtigen Pro-
zess der „Entstaatli-
chung“, der sich im 
deutlichen Rückgang 

der Staatsquo-
te manifestiere. 
Die Staatsquote 
ist das Verhält-
nis der Summe 
der Haushalts-
ausgaben von 
Bund, Ländern 
und Kommunen 
sowie der ge-
setzlichen Sozi-
alsysteme zum 
Bruttoinlands-
produkt. Die 
Entstaatlichung 
führt laut Schrei-
ner zur Verknap-

greifend unanständig“, sagte er, 
„dass Menschen in diesem Land für 
4,50 Euro oder weniger in der Stun-
de arbeiten müssen.“ Sommer ver-
trat die Ansicht, die Einführung von 
Mindestlöhnen käme nicht zuletzt 
dem Staat zugute (durch Einspa-
rung von Zahlungen an sogenannte 
Aufstocker) und würde außerdem 
die Kaufkraft steigern.

Ganz auf der Linie von SoVD und 
Volkssolidarität befindet sich Som-
mer mit seinen Ansichten zur Rente. 
Auch er vertritt einen Ausbau der 
gesetzlichen Rentenversicherung. 
Der Weg in die private Altersvor-
sorge sei und bleibe hingegen „ein 
Irrweg“ – eine Ansicht, die im klaren 
Widerspruch stand 
zum Plädoyer für eine 
private Vorsorge von 
Franz-Josef Lersch-
Mense (SPD), Staats-
sekretär im Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales.

DGB-Chef Sommer wünschte sich 
ausdrücklich den Schulterschluss 
der Gewerkschaften mit Sozialver-
band Deutschland und Volkssolida-
rität. In Detailfragen gebe es sicher-
lich hier und dort unterschiedliche 
Auffassungen, aber bei zentralen 
gesellschaftlichen Problemen müsse 
zusammengearbeitet werden. Dazu 
gehöre zum Beispiel die Verteidigung 
der Idee des Sozialen. „Wir sollten 
uns verstehen“, sagte Sommer, „als 
ein Freundeskreis des Grundgeset-
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Anfang September wurde in den Medien über eine Initiative ostdeutscher 
Bundesländer hinsichtlich einer Angleichung der Ost- an die West-Renten 
berichtet. Der Sozialverband Deutschland hat aus gegebenem Anlass der 
Öffentlichkeit noch einmal seine Position verdeutlicht und eine Anglei-
chung der Rentenwerte in Ostdeutschland gefordert.

Achtzehn Jahre nach der Deutschen Einheit, so SoVD-Präsident Adolf 
Bauer, bräuchten die Rentnerinnen und Rentner in Ostdeutschland eine kla-
re Perspektive für eine Rentenangleichung. Bauer wies darauf hin, dass im 
Einigungsvertrag von 1990 eine schrittweise Angleichung der Rentenwerte 
in Ost- und Westdeutschland verankert worden ist. Bei den derzeitigen 
Anpassungsmechanismen ist frühestens 2030 mit einer vollständigen An-
gleichung der Rentenwerte in Ost- und Westdeutschland zu rechnen.

Der SoVD unterstützt daher den Vorschlag der Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di für eine stufenweise Anhebung des aktuellen Rentenwertes Ost 
auf Westniveau innerhalb von zehn Jahren. Dabei muss die Angleichung 
aus Steuermitteln finanziert werden.

SoVD fordert Angleichung 
der Rentenwerte (Ost)

Verband unterstützt ver.di-Konzept

Anschrift Unterschrift

Sozialabbau stoppen!
Sozialstaat stärken!
Eine gemeinsame Initiative von  
Sozialverband Deutschland 
und Volkssolidarität

Ich unterstütze die Forderungen von SoVD und Volkssolidarität:

Bitte zurücksenden an: Sozialverband Deutschland (SoVD) e.V., Stralauer Str. 63, 10179 Berlin

Kurswechsel in der Sozialpolitik!
Fortsetzung von Seite 1

Auch Ihre Mithilfe ist gefragt!
Inzwischen haben über 180 000 

Menschen die Listen zur Initiative 
„Sozialabbau stoppen. Sozialstaat 
stärken.“ unterschrieben. Unter-

schreiben auch Sie und sammeln Sie 
Unterschriften, damit Bundeskanz-
lerin Angela Merkel eine möglichst 
große Zahl überreicht werden kann. 

Noch eine Bitte: Schicken Sie aus-
gefüllte Listen baldmöglichst an die 
Bundesgeschäftsstelle zurück, damit 
sie dort gesammelt werden können!

Unterschriftensammlung zur Sozialstaatsinitiative

Unfalls selbst seit 29 Jahren 
Rollstuhlfahrerin, schilderte 
ihre negativen Erfahrungen 

während eines 
Krankenhaus-
aufenthaltes. 
Obwohl das 

Krankenhaus ganz neu war, 
war es nicht barrierefrei ge-
baut. Große Schwierigkei-
ten hatte sie auch bei der 
Genehmigung einer Reha-
Maßnahme im Anschluss an ihren 
Krankenhausaufenthalt – ein Pro-
blem, das Rainer Sbrzesny von der 
Unabhängigen Patientenberatung 
Deutschland (UPD) / regionale Bera-
tungsstelle Potsdam, allzu gut kennt. 
In seiner Beratungsstelle – die unter 
anderem vom SoVD getragen wird – 
melden sich, wie er berichtete, sehr 
oft Menschen, die sich über fehlende 
Unterstützung der Ärzte bei der An-
tragstellung auf Reha-Maßnahmen 
beklagen. Rainer Sbrzesny sah hier 

einen systemimmanen-
ten Fehler, weil Ärzte 
für die Antragstellung 
weder ein angemesse-
nes Honorar erhalten 
noch eine gesetzliche 
Verpflichtung zu dieser 
Tätigkeit besteht.

Jörg Jutzi von der 
Volks solidarität be-
richtete über seine Sup-
penküche in Potsdam 
und von den Menschen, 
die zu ihm kommen. 
Überzeugend und ein-
drucksvoll legte er dem 
Publikum dar, dass die 
Menschen, die zu ihm 
kommen, keine „Sozial-
schmarotzer“ sind, 
dass sie ihr Geld nicht 
geschenkt bekommen, 
sondern verdienen wol-
len, dies aber aufgrund 
fehlender Arbeitsplätze 
nicht können.

Abstrakt wie-
derum die Rede 
von Franz-Josef 
Lersch-Mense 

(SPD), Staatssekretär im Bun-
desministerium für Arbeit und 
Soziales. Lersch-Mense ver-
teidigte die Politik der Regie-
rung, insbesondere die Hartz-
Gesetzgebung, nicht ohne 
allerdings in Details immer 
wieder Nachbesserungsbedarf 
einzugestehen. Trotzdem blieb 
seine Rede in weiten Teilen 
nicht ohne hörbaren Wider-
spruch aus dem Publikum. Es 
waren vor allem Einschätzun-

gen wie diejenige, dass der Sozial-
staat nach wie vor sehr leistungsfä-
hig sei, die im Publikum ablehnende 
Reaktionen hervorriefen. Im klaren 
Widerspruch zur Position von SoVD 
und Volkssolidarität – aber auch von 
DGB-Chef Michael Sommer – stand 
seine Haltung in der Rentenfrage. 
Lersch-Mense verteidigte das Ziel 
der Beitragsstabilität und den Um-
stand, dass, um dieses zu erreichen, 
eine Absenkung des Rentenniveaus 
notwendig gewesen sei.

Das Schlusswort sprach SoVD-
Frauensprecherin und Präsidiums-
mitglied Edda Schliepack. Die Ver-
anstaltung, sagte Schliepack, habe 
sehr deutlich gezeigt, wie wichtig 
das Engagement von Sozialverband 
Deutschland und Volkssolidarität 
für die Fortentwicklung des Sozi-
alstaates sei. Sie versicherte, dass 
beide Organisationen den massiven 

Sozialabbau zulasten der Rentne-
rinnen und Rentner, der behinderten 
und chronisch kranken Menschen, 
der pflegebedürftigen und der so-
zial bedürftigen Menschen nicht 
tatenlos hinnehmen würden. Viel-
mehr würden sie ihre Forderungen 
zur Stärkung des Sozialstaates mit 
Nachdruck in den Bundestagswahl-
kampf 2009 einbringen.

DGB-Chef Michael Sommer forderte die 
Sozialverbände zum gemeinsamen Kampf 
für den Sozialstaat auf.

SoVD-Frauensprecherin Edda Schliepack 
versicherte den Anwesenden das Engage-
ment des Verbandes für Rentner / -innen, 
Behinderte und chronisch Kranke.

Der Bundestagsabgeordnete Ottmar 
Schreiner (SPD) kritisierte den Prozess 
der Entstaatlichung.

Fotos (3): Bildschön

Der Weg in die 
private Altersvorsorge 

ist ein Irrweg.

Junge gegen Alte 
ausspielen? Fatal!

Der SoVD nimmt den 
Sozialabbau nicht 

tatenlos hin!
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In der Rentenversicherung:
ein sicheres ausreichendes Rentenniveau
keine weiteren Rentenkürzungen
Erhalt der Kaufkraft der Renten durch ausreichende 
jährliche Anpassungen
Ausbau der Rentenversicherung zu einer 
Erwerbstätigenversicherung

In der Kranken- und Pflegeversicherung:
Verhinderung einer Zwei- bzw. Mehrklassenmedizin 
und Sicherstellung einer würdevollen Pflege
gleicher Zugang zu notwendigen Gesundheitsleistungen 
für gesetzlich und privat Krankenversicherte
weg mit dem Gesundheitsfonds! – keine neuen 
Belastungen für gesetzlich Krankenversicherte
Ausbau der Gesetzlichen Krankenversicherung zu einer 
Bürgerversicherung

In der Arbeitsmarktpolitik:
flächendeckende Einführung von existenzsichernden 
Mindestlöhnen
keine Ausbeutung durch Lohndumping
mehr sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
durch aktive Arbeitsmarktpolitik
Arbeit für Ältere statt Rente mit 67

Stärkung des Sozialstaates: 
Die Kernforderungen von 
SoVD und Volkssolidarität
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SoVD-Kampagne Gut tun – tut gut
Gut tun – tut gut-Preis 2008:

Feierliche Auszeichnung in Berlin

Treffen der Kampagnen-Botschafter

Am 4. September wurde in der 
Hauptstadt bereits zum zweiten 
Mal der Gut tun – tut gut-Preis 
des SoVD verliehen. Erneut wurde 
mit dieser Auszeichnung das he-
rausragende soziale Engagement 
von Menschen, die unentgeltliche 

Zum zweiten Mal in diesem Jahr 
kamen Anfang September die 
Kampagnen-Botschafterinnen und 
-Botschafter aus ganz Deutsch-
land in Berlin zusammen. Während 
der Tagung standen der Austausch 
und die Information über die viel-
fältigen Kampagnenaktivitäten in 
den einzelnen Landesverbänden 
im Vordergrund. Zusätzlich dis-
kutierten die Botschafter über die 
Weiterentwicklung der Kampagne. 
Einhellige Einschätzung war, dass 
die SoVD-Kampagne Gut tun – tut 
gut in den vergangenen zwei Jahren 
viel bewegt und zu einem positiven 
Bild des SoVD in der Öffentlichkeit 
beigetragen hat. Dabei sehen die 
Botschafter noch viel Potenzial für 
die Kampagne im Jahr 2009.

Hilfe und Unterstützung für andere 
leisten, geehrt. 

„Wir möchten diesen besonderen 
Einsatz für andere Menschen würdi-
gen, denn oft wird soziales Engage-
ment im Verborgenen geleistet. Mit 
dem Preis wollen wir das ehren-

amtliche Engagement 
sichtbar machen und 
noch mehr Menschen 
dafür gewinnen, an-
dere mit ganz alltäg-
lichen Dingen zu un-
terstützen“, erklär-
te SoVD-Präsident 
Adolf Bauer.

Gesine Schwan, 
Schirmherrin der 
Kampagne, über-
reichte Anne-Dörthe 
Lorenz aus Dortmund 
den Einzelpreis. Die 
Grundschullehrerin 
organisiert seit 1996 
Auftritte von Schü-
lerinnen und Schü-
lern der Dortmunder 

Diesterweg-Grundschule 
bei Veranstaltungen des 
SoVD. Mit einstudierten 
Musik- oder Theaterstü-
cken bereiten die Kinder 
den älteren Menschen eine 
Freude. Dabei ist es gerade 
für Kinder aus sozial schwa-
chen Familien oder mit Mi-
grationshintergrund eine 
schöne Erfahrung, wenn 
sie Anerkennung für ihre 
Bühnenauftritte erhalten. 
Aus Spenden von SoVD-
Mitgliedern konnte Anne-
Dörthe Lorenz den Kindern 
zudem Aktivitäten wie Mu-
seumsbesuche ermöglichen. 
In ihrer Laudatio hob Gesine 
Schwan das langjährige En-
gagement der Preisträgerin 
und das generationenüber-
greifende und interkulturelle Mitei-
nander hervor.

Der Gruppenpreis ging an Chris-
tiane Suckow für ihr Engagement 
im Rahmen des Vereins „Haltestel-
le-sponte-Nord“ in Flensburg. Die 
40-jährige Altenpflegerin hat das 
Projekt vor sieben Jahren gemein-
sam mit ihrem Mann Frank und Ina 
Adenstedt gegründet. Die „Halte-
stelle-sponte-Nord“ befindet sich 
in einem sozialen Brennpunkt. An 
drei Tagen in der Woche erhalten 
bedürftige Bürgerinnen und Bür-
ger dort eine warme Mahlzeit, aber 
auch Hilfe und Beratung bei Sor-
gen und Nöten. Die Räumlichkeiten 
bieten Spielmöglichkeiten für Kin-
der, einen Treffpunkt für bedürfti-
ge Rentnerinnen und Rentner und 
Hilfe für obdachlose Menschen. Der 
SoVD-Präsident würdigte das En-
gagement der zwölf ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer: „Das Pro-
jekt ist ein praktischer Beitrag gegen 
Armut in unserem Land. Dabei ist es 
besonders wichtig, ein offenes Ohr 
für die Sorgen von Mitmenschen zu 
haben und ihnen Mut zu machen.“ 

Der Glückspreis wurde per Los 
aus den nominierten Einsendungen 
ermittelt und ging in diesem Jahr an 
Rita Wegg aus Kirchweyhe in Nie-
dersachsen. Sie hat eine Vielzahl von 
Aktivitäten initiiert und dabei un-
ter anderem im Rahmen der Aktion 
„Gut tun macht Schule“ die Initiati-
ve „Senioren helfen Schülern. Schü-
ler helfen Senioren“ gestartet. Hier-
bei helfen Senioren ehrenamtlich bei 
Schulaktivitäten, während Kinder 

und Jugendliche im 
Gegenzug beim Um-
gang mit Computer 
und Mobiltelefon as-
sistieren. Die Jury-
Vorsitzende Marian-
ne Saarholz erklärte: 
„Rita Wegg bringt Alt 
und Jung zusammen 
und zeigt, dass gegen-
seitige Hilfe für beide 
Seiten ein großer Ge-
winn ist. Das genera-
tionenübergreifende 
Engagement stärkt 
den Zusammenhalt 
der Gesellschaft.“

Engagiert für Gut tun – tut gut: Die Botschafterinnen und Botschafter.

Eingraviert in den Preis sind die Kategorie und 
der Name der Preisträgerin: Den Einzelpreis er-
hielt Anne-Dörthe Lorenz (re.) aus den Händen 
der Kampagnen-Schirmherrin Gesine Schwan.

Im Rahmen der „Haltestelle-sponte-Nord“ unterstützen Christiane 
Suckow (Mitte) und Ina Adenstedt bedürftige Menschen im Raum Flens-
burg. Dafür gab es den Gruppenpreis 2008 der Kampagne Gut tun – tut 
gut, überreicht vom Präsidenten des Sozialverband Deutschland, Adolf 
Bauer.

Rita Wegg (re.) wurde von der Vorsitzenden der 
Jury, Marianne Saarholz, ausgezeichnet.

Zahlreiche haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
sowie Gäste verfolgten die Verleihung der Gut tun – tut gut-Preise in 
der Bundesgeschäftsstelle des SoVD, unter ihnen auch der Bundesge-
schäftsführer, Dr. Gerald Uhlich (Mitte).

Leider konnten die Preise in den jeweiligen Kategorien jeweils 
nur einmal vergeben werden. Die Nominierten und ihre Projekte 
möchten wir Ihnen daher ebenfalls kurz vorstellen. 

Winfried von Rutkowski (Einzelpreis) leistet einen wertvollen 
Beitrag mit seiner „Hilfe zur Integration“ an einer Schule im 
Hamburger Stadtteil St. Pauli. Maßgeblich beteiligt sind die 
ehemaligen Profis des FC St. Pauli. Die Schule hat einen großen 
Ausländeranteil, weshalb es um so wichtiger ist, sich für deren 
Belange einzusetzen und eine Integration in unsere Gesellschaft 
voranzubringen.
Stefan Rapp (Einzelpreis) hat sich schon als Kind die Gebärden-
sprache angeeignet, da seine Eltern gehörlos bzw. hörgeschädigt 
waren. Beim 22. Deutschen Gehörlosensportfest in Mannheim 
fungierte Stefan Rapp als „Dolmetscher“. Dadurch konnten 
sich die Gehörlosen mit dem Personal auf den Sportstätten ohne 
Probleme verständigen.
Hans Woinowsky (Einzelpreis) engagiert sich in der Einrich-
tung „Betreutes Wohnen für Suchtmittelabhängige e.V. Haus 
Salomon“ in Pampow. Er bringt seine Erfahrung in die thera-
peutische Arbeit mit ein und gibt Hilfe bei der Bodenbearbei-
tung, der Ernte und dem Transport.
Rita Krüger-Bieberstein (Gruppenpreis) hat vor anderthalb 
Jahren die Aktion „Sorgentelefon“ ins Leben gerufen. Im 
Kreisverband Berlin-Tiergarten konnten durch niederschwel-
lige Lebensberatung und Hilfe bereits viele Menschen erreicht 
werden.
Inge Welter (Gruppenpreis) aus Hannover leitet seit mehre-
ren Jahren eine Rommé- und Canastagruppe. Diese trifft sich 
zweimal wöchentlich und bietet vielen einsamen Menschen eine 
fröhliche Runde. Im Rahmen dieser Gruppenarbeit übernimmt 
Inge Welter auch kleinere Besorgungen und ist überall zur Stel-
le, wo Hilfe nötig ist.

Die Nominierungen

Strahlende Gesichter angesichts der Preisverleihung. Die Schirmherrin der 
Kampagne, Gesine Schwan (re.), sagte, die Ideen und Aktivitäten der Kampagne 
würden zeigen, dass ein solidarisches Miteinander die Gesellschaft stärke und 
dass Engagement auch für die Ehrenamtlichen selbst eine Bereicherung sei.

Fotos (5): Borrs
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Mitglieder werben Mitglieder – 
ein mitgliederstarker Sozialverband erreicht mehr!

Beitrittserklärung
(Bitte in Blockschrift ausfüllen, Zutreffendes ankreuzen und per Post 

senden an: Sozialverband Deutschland e.V., Bundesverband,
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin)

Senden Sie mir die Mitgliederzeitung zu, durch:

Monatsbeitrag:

Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

Einzugsermächtigung:
Ich erkläre mich damit einverstanden, dass der Sozialverband Deutsch-
land die laufenden Beiträge an dem jeweiligen Fälligkeitstermin zu 
Lasten meines Kontos bis auf Widerruf abbucht.

Abruf:

Name

Straße

Telefon

Geburtsdatum

SoVD Ortsverband

Vorname

PLZ

Ort

E-Mail

Eintritt in den SoVD am

Ortsverband Postversand

Einzelbeitrag 5,00 Euro Partnerbeitrag 7,15 Euro

Familienbeitrag 9,00 Euro

1/4-jährlich 1/2-jährlich

jährlich

KontoinhaberIn

BLZ

ab

Konto

Geldinstitut

Der Sozialverband Deutschland hat für seine Mitglieder einen Grup-
penversicherungsvertrag abgeschlossen. Um die Vergünstigung des
Guppenversicherungsvertrages zu erhalten, bin ich damit einverstan-
den, dass hierfür mein Name, mein Geburtsjahr und die Anschrift an
den Versicherer weitergegeben werden.

nein ja

Ich bin einverstanden, dass mein Name, Geburts- und Eintrittsdatum in 
Publikationen des SoVD aus Anlass meines Geburtstages und der 
Dauer meiner Mitgliedschaft veröffentlicht werden.

nein ja

Ort, Datum

Unterschrift

Die Kündigung der Mitgliedschaft ist nur mit einer Frist von drei Monaten zum
Schluss eines Kalenderjahres möglich.

Geworben durch:

Name

Straße

PLZ, Ort

SoVD Ortsverband

Bitte ausfüllen bei Partner- oder
Familienbeitrag:

1 Name und Geburtsdatum

2 Name und Geburtsdatum

3 Name und Geburtsdatum

4 Name und Geburtsdatum

Unterschrift (Bei einer Partnermitgliedschaft Unterschrift des Partners)

Jeder kennt einen, der zu uns gehört!

Landesverbandes NRW konnte Frau 
P. ihren Anspruch auf Rente wegen 
voller Erwerbsminderung bei der 
Deutschen Ren-
tenversicherung 
d u r c h s e t z e n . 
Sie erhielt eine 
N a c h z a h l u n g 
von über 11 000 
Euro.

Im Februar 
2005 be an tragte Eduard Ronca-
ri vom Bezirksverband Mülheim 
(Ruhr) / Oberhausen bei der Deut-
schen Rentenversicherung für Frau 
P. zunächst die Weiterzahlung der 
Rente wegen verminderter Erwerbs-
fähigkeit. Denn diese war bisher 
nur befristet gezahlt worden. Diese 
wurde von der Deutschen Renten-
versicherung gewährt.

Da sich der Gesundheitszustand 
von Frau P. verschlechtert hatte, 
beantragte der SoVD die Rente auf 
volle Erwerbsminderung. Die Deut-
sche Rentenversicherung lehnte die 
Gewährung der vollen Erwerbs-
minderung ab. Begründung: Frau 
P. könne zwischenzeitlich zwar ihre 
Tätigkeit als Laborantin nicht mehr 
drei Stunden täglich ausüben. Aber 
sie könne eine andere, leichtere Tä-
tigkeit annehmen, bei der sie täglich 
sechs Stunden arbeiten könne.

Frau P. leidet seit Jahren an einer 
schmerzhaften Gelenkerkrankung, 
die eine massive Einschränkung 
der Bewegungsfähigkeit der rechten 
Hand zur Folge hat. Die 56-jährige 
ehemalige Laborantin ist Rechtshän-
derin. Ihre Hand kann sie nur noch 
zum Halten einsetzen − andere Ar-
beiten sind nahezu unmöglich, denn 
kleinste Berührungen verursachen 

erhebliche Schmerzen. Mit Unter-
stützung der Sozialbera tungsstelle 
in Mülheim (Ruhr) / Oberhausen des 

11 000 Euro Nachzahlung

SoVD NRW erkämpft Rentenzahlung 
wegen Erwerbsunfähigkeit

Nur aufgrund des engagierten Einsatzes der Sozialberatungsstelle Mülheim (Ruhr) / Oberhausen kam Frau P. 
zu ihrer Erwerbsunfähigkeitsrente. Dem Sozialverband Deutschland verdankt sie die Anerkennung der vollen 
Erwerbsunfähigkeit und eine Nachzahlung in Höhe von 11 000 Euro.

Der Bezirks verband Mülheim 
(Ruhr) / Oberhausen reichte gegen 
diesen Bescheid beim Sozialgericht 

Duisburg Klage 
ein. SoVD-Sozi-
alberater Eduard 
Roncari verwies 
auf verschiede-
ne medizinische 
Gutachten, die 
belegten, dass 

Frau P. nicht mehr erwerbsfähig 
ist.

Klagen und Widersprüche des 
SoVD, medizinische Gutachten und 
Ablehnungsbescheide der Renten-
versicherungsanstalt wechselten 
sich ab. Dann aber führte der SoVD 
die Wende herbei: Ein weiteres me-
dizinisches Gutachten belegte, dass 
bei Frau P. volle Erwerbsunfähigkeit 
vorliegt. Die Deutsche Rentenversi-
cherung erkannte dies an. Frau P. 
erhielt nun auf unbestimmte Zeit ei-
ne Rente wegen voller Erwerbsmin-
derung. Darüber hinaus erhielt sie 
für die Zeit ab 2005 eine Nachzah-
lung von mehr als 11 000 Euro. Die 
umfassende Fachkenntnis und die 
Beharrlichkeit des Sozialverband 
Deutschland haben dazu geführt, 
dass unser Mitglied Frau P. ihre be-
rechtigten Ansprüche durchsetzen 
konnte.

D
e
a
R
a
n
G
b

Wir haben
geholfen

Eduard Roncari von der Sozi-
alberatungsstelle in Mülheim 
(Ruhr) / Oberhausen kämpfte für 
Frau P. vor dem Sozialgericht –  
mit Erfolg!

SoVD-Mitglieder zeigten sich aktiv
Vom 19. bis zum 28. September fand die Woche des bürgerschaftlichen Engagements statt. Bereits zum vierten 

Mal hatte das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE) zur Beteiligung aufgerufen. Das Motto 
„Engagement macht stark!“ hatten sich auch zahlreiche Mitglieder des SoVD auf die Fahnen geschrieben.

Die Mitglieder des Sozialverband 
Deutschland haben auch in diesem 
Jahr während der Woche des bürger-
schaftlichen Engagements mit zahl-
reichen Aktivitäten die Wichtigkeit 
des Ehrenamtes unterstrichen. Alle 
Landesverbände des SoVD zeigten 
dabei großen Einsatz: In Hessen 
war man auf dem Ehrenamtsmarkt 
präsent, die Berliner und Branden-
burger veranstalteten in der Haupt-
stadt einen Tag der offenen Tür, in 
Bayern gab es eine Veranstaltung in 
Kooperation mit der Ehrenamtsbe-
auftragten der Stadt Erlangen, und 
in der Hansestadt Bremen beging 
man ein Stadtteil- und Schulfest – 
von den unzähligen Info-Ständen 
anderer SoVD-Gliederungen ganz 
zu schweigen.

Ein besonderes Zeichen während 
der Woche des bürgerschaftlichen 
Engagements setzte die Aktion 
„20 000 Postkarten für gute Taten“. 
Deutschlandweit wurden die Post-
karten der Initiative Gut tun – tut 
gut kostenlos an den Informations-
ständen verteilt. „Mit den Postkar-
ten wollen wir Menschen auf die 
Idee bringen, eine gute Tat zu tun“, 
sagte SoVD-Präsident Adolf Bau-
er. „Wir wollen Menschen zu mehr 
Hilfsbereitschaft anregen.“ 

Unter www.sovd.de kann das 
Kartenmotiv als elektronische Kar-
te versendet werden. Wer anderen 
Menschen auf dem herkömmlichen 
Weg eine Freude bereiten möchte, 
kann seine Briefe mit einer beson-
deren Marke krönen. Die Deutsche 
Post würdigt das Ehrenamt mit einer 
55-Cent-Sondermarke, erhältlich an 
den Schaltern der Postfilialen.

Woche des bürgerschaftlichen Engagements

Auf dem Gesundheitstag im niedersächsischen Soltau präsentierte sich 
der ansässige Ortsverband mit einem bunt geschmückten Info-Stand.

Der Landesverband Berlin-Brandenburg warb auf der Verbrauchermesse 
AGREDA in Elsterwerda für bürgerschaftliches Engagement.

Foto: Keller
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fehlende Zugang zur sozialen Siche-
rung über den Arbeitsmarkt und die 
prekären Anstellungsbedingungen 
in den Betrieben. Die Lösung: Die 
Beschäftigungspolitik der Unter-

nehmen muss von „Zuverdienst“ 
auf Eigenständigkeit ausgerichtet 
werden.

Den gesetzlichen Rahmen 
individualisieren

Die Ausrichtung der Sozial- und 
Steuerpolitik am Personenstand 
schreibt das Ernährermodell immer 
noch weiter fort. So ist geringfügi-
ge Beschäftigung nur möglich, weil 
die Frauen in der Familienmitver-
sicherung sind. Derzeit gibt es etwa 
sieben Millionen Minijobs, bei de-
nen die Beschäftigten keine eigene 

ein Rückschritt, verweist sie Frauen 
doch erneut in die Versorgerehe und 
lenkt davon ab, dass sozialversiche-
rungspflichte Beschäftigung und ein 
guter Verdienst vor Armut, insbe-
sondere vor Altersarmut, schützen.

Ende des Ernährermodells 
anerkennen

Die abgeleitete Absicherung aus 
der Ehe trägt heute nicht mehr. Je-
de dritte Ehe wird heute geschieden, 
und Männer müssen mit ähnlichen 
Arbeitsmarktrisiken leben wie 
seit längerem bereits die Frauen. 
Wirkliche Gleichstellung bedeu-
tet deshalb, dass auch Frauen, die 
in Partnerschaft leben, ihr Recht 
auf Eigenständigkeit einlösen kön-
nen. Eigenständigkeit ist nicht nur 
ein Ziel für Alleinlebende und Al-
leinerziehende. Auch Frauen in 
Partnerschaft haben ein Recht auf 
leistungsgerechten Lohn und dis-
kriminierungsfreie Bezahlung, min-
destens aber einen für alle geltenden 
gesetzlichen Mindestlohn. Nicht der 
Familienstand und das Vorhanden-
sein von Kindern sind Armutsrisi-
ken, sondern der Niedriglohn, der 

Die beste Vorsorge für Frauen ist 
ein gut bezahlter Beruf

Altersarmut hat viele Facetten und Ursachen. Sie ist, ebenso wie Armut von Kindern, mit Frauenarmut 
verknüpft und davon abhängig. Nur mit baldigen und wesentlichen Änderungen ist die Verschlimmerung der 
Altersarmut, die sich bereits jetzt abzeichnet, aufzuhalten. Diesen Schluss zogen die Teilnehmer der 4. Frauen-
Alterssicherungskonferenz der ver.di-Frauen Ende August in Berlin.

Die Konferenz befasste sich mit 
der Altersarmut bei Frauen auf der 
Grundlage der Studie der Deutschen 
Rentenversicherung „Altersvorsor-
ge in Deutschland AVID 2005“, die 
Ende 2007 unter viel öffentlicher 
Beachtung herausgegeben wur-
de. Die Daten sind erschreckend. 
Frauen haben im Durchschnitt nur 
61 Prozent der Renten der Männer. 
Über 50 Prozent der Rentnerin-
nen würden schon heute von der 
Grundsicherung leben, wenn ihre 
Altersarmut nicht durch die Ein-
standspflicht in der Partnerschaft, 
das sogenannte Haushaltseinkom-
men, verdeckt würde. In den neuen 
Bundesländern wird der Weg in die 
Grundsicherung mittelfristig von 
36 Prozent der Frauen beschrit-
ten. Diese „Anpassung“ lehnen  die 
SoVD-Frauen ausdrücklich ab. Der 
Generationenvertrag in der Rente 
muss auch Frauen eine eigenstän-
dige und ausreichende Alterssiche-
rung gewährleisten.

Armutsrisiko Familienstand?
In der politischen Debatte gilt es 

als Risikofaktor, Kinder zu haben 
und alleinerziehend zu sein. Ein ge-
ringeres Armutsrisiko hätten dage-
gen Paarhaushalte. Als Armutsrisi-
ko gilt folglich die fehlende Paarbe-
ziehung! Diese „Lösung“ ist jedoch 

Von Hannelore Buls, 
Mitglied im 

Ausschuss für Frauenpolitik 
des SoVD-Bundesverbandes

Frauen im
SoVD

Das Thema

Krankenversicherung haben. Mit 
individuellen Rechten und Pflichten 
in der sozialen Sicherung hingegen 
würden Minijobs vermutlich nicht 
mehr in gleicher Weise reproduziert 
wie heute. Hartz-IV-Regelungen ver-
schärfen das Risiko der Altersarmut 
zusätzlich, weil sie Arbeitslosen zu-
muten, jede Beschäftigung zu jedem 
Lohn anzunehmen. Deshalb ist der 
Zukunftsweg eine Umsteuerung 
weg von  der Bedarfsgemeinschaft in 
der Sozial-und Arbeitsmarktgesetz-
gebung, ebenso wie die Neuregelung 
der Einkommensteuerverteilung, 
dem sogenannten Ehegattensplit-
ting, und den entsprechenden Steu-
erklassen, die den Frauen immer 
wieder suggerieren, dass ihre Er-
werbstätigkeit sich weniger lohnen 
würde.

Einsparung auf Kosten 
der Frauen beenden

Die Konferenz stellte fest, dass 
die Arbeitgeber heute immer noch 
damit rechnen, dass sie an Frauen 
keinen existenzsichernden Lohn, 
sondern nur einen Zuverdienstlohn 
zahlen können. Die Kosten dafür 

tragen andere: Die Frauen mit ihrer 
Altersarmut, die Versichertenge-
meinschaft in den Sozialversiche-
rungen und die Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler. Demgegenüber 
sehen sich die Frauen, vor allem jun-
ge Frauen, selbst als gleichberech-
tigt. Sie wollen Beruf und Familie, 
und zwar für sich und ihre Partner. 
Dem müssen Politik und Arbeit-
geber entsprechen! Die Beschäfti-
gungspolitik von Arbeitgebern ori-
entiert sich bei Frauen aber immer 
noch am Personenstand (versorgt/
unversorgt) und lässt dies in die 
Lohnfindung einfließen.

Unter der Bedingung der ein-
kommens- und erwerbsabhän-
gigen Alterssicherung, wie wir 
sie in Deutschland haben, gibt es 
nur einen nachhaltigen Weg, um 
Altersarmut zu vermeiden: Frauen 
müssen gleichberechtigten Zugang 
zum Arbeitsmarkt haben, einen 
hohen Anteil am Arbeitsvolumen 
(Vollzeit, hohe Teilzeit, keine ge-
ringfügige Beschäftigung) und der 
Verdienstunterschied von derzeit 24 
Prozent muss beseitigt werden.

„Ich will noch viel bewegen“
Seit 1982 engagiert sich Adolf Bauer im SoVD. Sein sozialpolitisches Engagement begann er als junger 

Lehrer in der Gewerkschaft und in der SPD. Im Oktober 2003 wurde Adolf Bauer auf der Bundesver-
bandstagung in Berlin zum Präsidenten des SoVD gewählt.

Oldenburg im Jahr 1965: Ein jun-
ger Lehrer, der gerade sein Studium 
beendet hat, engagiert sich im Ver-
band der oldenburgischen Lehre-
rinnen und Lehrer. Der Verband ist 
eine Keimzelle der späteren Lehrer-
gewerkschaft GEW. Der junge Leh-
rer heißt Adolf Bauer. „Wir galten 
als die jungen Wilden“, schmunzelt 
der SoVD-Präsident. 
Damals war die Mit-
gliedschaft in einer 
Gewerkschaft für Be-
amte noch ein Tabu. 
Die Lehrer kämpfen für Verbesse-
rungen in den Schulen und für mehr 
Mitbestimmung. Dafür streiken sie 
Ende der 70er Jahre. Auch Adolf 
Bauer beteiligt sich aktiv, obwohl er 
als Beamter gar nicht streiken darf. 
„Wir haben uns das Recht zu streiken 
einfach genommen.“ Für die Teilnah-
me am Streik wurde der junge Leh-
rer gemaßregelt, ein Bußgeld gab es 
obendrein – aber davon ließ sich Bau-
er nicht beirren. „Wir haben damals 
viel erreicht, zum Beispiel kleinere 
Klassen.“ 

1969 tritt Bauer in die SPD ein. 
Es ist die Zeit von Willy Brandt. Es 
ist eine Zeit der Veränderungen, und 
Bauer will etwas verändern. Er enga-
giert sich in der Lokalpolitik und wird 
SPD-Ortsvorsitzender in Westerstede, 
einer niedersächsischen Kreisstadt 
mit 23 000 Einwohnern. Hier lebt er 
mit seiner Familie und unterrichtet an 
der Realschule. Eines der politischen 
Schlüssel erlebnisse ist der Protest ge-
gen die Stationierung der atomaren 
Mittelstreckenraketen im Zuge des 
NATO-Doppelbeschlusses.

Einer der Mitstreiter aus dieser Zeit 
ist Rolf Hornig, der Mann, der Bauer 
zum SoVD bringen sollte. Hornig ist 

im SPD-Ortsverein und im SoVD-
Ortsverband von Westerstede aktiv. 
Er ist als Kriegsbeschädigter aus dem 
Zweiten Weltkrieg zurückgekehrt 
und durch die Kriegserlebnisse zum 
Pazifisten geworden. Der Autor meh-
rerer Bücher wird später auch dem 
niedersächsischen Landtag angehö-
ren. Hornig nimmt Adolf Bauer 1982 

mit zu einer SoVD-
Vorstandssitzung. Die 
Verbandsziele soziale 
Gerechtigkeit und 
Solidarität sprechen 

Bauer an. „Wir dürfen nicht aus den 
Augen verlieren, dass es andere gibt, 
denen es nicht so gut geht“, sagt Adolf 
Bauer über seine damalige Motivati-
on, in den SoVD einzutreten. Und 
auch die Ursprünge des SoVD als Ver-
band der Kriegsopfer und Kriegshin-
terbliebenen finden einen Widerhall 
in der eigenen Familiengeschichte. 
Bauer ist Kriegswaise. Er ist gerade 
zwei Jahre alt, als der Vater 1942 beim 
Vormarsch in Russland fällt.

Schon kurz nach seinem Eintritt in 
den Verband wird Adolf  Bauer Bei-
sitzer im Ortsverband, 1988 wird er 
zum Vorsitzenden des 
SoVD-Ortsverbandes 
gewählt. Als Orts-
vorsitzender nimmt 
er sich gerade in den 
Anfangsjahren viel Zeit, um Mitglie-
der bei besonderen Anlässen oder 
Kranke zuhause oder im Pflegeheim 
zu besuchen – so wie es im SoVD seit 
Jahrzehnten Tradition ist. Gemein-
schaft und die gegenseitige Hilfe prä-
gen die Arbeit in den Ortsverbänden. 
Es sind nicht immer leichte Besuche, 
aber Bauer macht die Erfahrung, 
wie wichtig dieses soziale Engage-
ment ist. „Oft ist das Wichtigste, ein-

Seit fünf Jahren ist Adolf Bauer Präsident des SoVD – ein Porträt

fach zuzuhören und da zu 
sein.“ Heute noch beglei-
tet er manchmal Mitglie-
der bei der Beerdigung von 
Angehörigen. Wie viele im 
SoVD hilft er im Stillen. 
„Darüber redet man nicht 
groß.“

Krankheit und Tod sind 
einschneidende Lebenser-
fahrungen, das hat Adolf 
Bauer selbst erlebt. Seine 
Frau stirbt früh an Krebs. 
Der Witwer bleibt mit dem 
16-jährigen Sohn und der 
20-jährigen Tochter zu-
rück.

Jahre später erkrankt er 
selbst schwer. Das Datum 
hat er noch genau im Kopf. 
Es ist der 29. November 
2000. Er hat sich eine Herzmuskel-
entzündung zugezogen und wird mit 
dem Notarztwagen ins Krankenhaus 
gefahren. Zwei Monate später folgt 
ein stiller Herzinfarkt. Die Ärzte 
rechnen mit einer Genesungszeit von 
einem Jahr. Das ist der Schulbehörde 
zu lange, und die damit verbundene 

Planungsunsicherheit 
zu groß. Im Juni 2001 
muss Adolf Bauer mit 
61 Jahren aus dem 
Schuldienst ausschei-

den, auch wenn ihm der Abschied 
vom Lehrerberuf schwer fällt.

Nach einer langen Genesungszeit 
übernimmt Bauer zwei Jahre später, 
im Frühjahr 2003, den Vorsitz des 
Landesverbandes Nieder sachsen und 
wird im Oktober 2003 zum SoVD-
Präsidenten gewählt. Er macht den 
Kampf gegen Sozialabbau und Ren-
tenkürzungen zu seiner Aufgabe. Da-
bei ist ihm ein konstruktiver Ansatz 

wichtig: „Wir sind nicht nur gegen et-
was, sondern wir haben auch eigene, 
tragfähige Konzepte für die Weiter-
entwicklung der sozi-
alen Sicherungssyste-
me.“ Auch die Bünd-
nisse des SoVD mit 
den Gewerkschaften 
hat Bauer ausgebaut.  

Die wenige Freizeit, die noch bleibt, 
verbringt Bauer gerne mit seiner Fa-
milie. „Er ist ein Familienmensch“, 
sagt seine Lebensgefährtin Ursula 
Hülsen. Er liest gerne und viel, spielt 
Skat und hat Spaß an Gartenarbeit. 
Für sein Hobby Motorradfahren hat 
er so gut wie keine Zeit mehr, auch 
wenn seine 1100er BMW-Tourenma-
schine startklar in der Garage steht.

Bauer ist viel unterwegs, in Berlin, 
in Niedersachsen und quer durch die 
ganze Republik. Auch kleine Kreis- 
oder Ortsverbände besucht er, wenn 
der Terminkalender es zulässt. Als 

Lokalpolitiker ist er nach wie vor 
für die SPD im Rat von Westerstede 
aktiv. Hier sieht er genau, wie die 

Gesetze aus Berlin in 
der Realität wirken. 
Als Vorsitzender des 
SoVD Westerstede 
erlebt er, welche Fol-
gen die Gesetze für 

die Menschen haben – eine gute Ba-
sis, um in politischen Gesprächen in 
Berlin auf Veränderungen zu drän-
gen. Derzeit führt Bauer politische 
Gespräche über die Folgen des Ge-
sundheitsfonds für die gesetzlich 
Krankenversicherten. Auch die Um-
setzung der Pflegereform und der 
Kampf gegen die Rente mit 67 hat 
er fest im Blick. Außerdem wird sich 
der SoVD künftig verstärkt in die 
Behindertenpolitik einbringen und 
auch in der europäischen Sozialpoli-
tik mitmischen. Für Bauer steht fest: 
„Ich will noch viel be wegen.“

Adolf Bauer: Persönliche Erfahrungen brachten ihn zum SoVD, seit fünf Jahren 
engagiert er sich an der Spitze des Verbandes und kämpft für soziale Gerechtigkeit.

„Wir haben uns das 
Recht zu streiken 

einfach genommen.“

Wie viele im SoVD 
hilft Adolf Bauer 

im Stillen

Als SoVD-Präsident 
macht er den Kampf 
gegen Sozialabbau zu 

seiner Aufgabe

Foto: Foltynowicz
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Finanzierung der Krankenhäuser
auf Kosten der Beitragszahler

Nötige Modernisierung, gestiegene Tariflöhne – auf die Kliniken in Deutschland kommen hohe Zusatzkosten 
zu. Um eine Verschlechterung der Qualität und den Abbau von Arbeitsplätzen zu verhindern, hat Bundesge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt (SPD) eine Soforthilfe von drei Milliarden Euro zugesagt. Ungeklärt ist noch, 
wie weit sich im Gegenzug auch die Länder an der Klinikfinanzierung beteiligen. Bisher zumindest bleiben die 
Kosten an den Krankenkassen hängen, und die Zeche zahlen somit die Versicherten.

In Deutschland gibt es rund 2100 
Krankenhäuser – zu viele nach 
Ansicht von Experten. Viele der 
Kliniken hängen zudem selbst am 
Tropf: Investitionen in medizinische 
Geräte und die Sanierung der Ge-
bäude wurde zum Teil über Jahre 
hinweg verschleppt. In 
der Folge arbeiten viele 
Häuser unwirtschaft-
lich, müssen sich gar 
den Vorwurf des Miss-
managements gefallen 
lassen. Als einziger 
Ausweg bleibt oft die 
Privatisierung von Ein-
richtungen. In diesem 
Fall werden Betriebe 
modernisiert, Arbeits-
abläufe gestrafft und 
die Auslastung der 
Betten erhöht, damit 
sich die Behandlungs-
kosten auch rentieren. 
Personalabbau ist in 
der Folge meist un-
vermeidlich. Auf den 
Punkt gebracht, be-
deutet Privatisierung 
meist mehr Arbeit bei 
weniger Pflegekräften. 
Dennoch können kran-
ke Menschen von diesen 
Maßnahmen auch pro-
fitieren. Ihnen kommt 
nicht nur die moderne 
Ausstattung zugute. In 
der Regel werden auch 
längere Wartezeiten 
vermieden, da der Ablauf im Sinne 
der Effektivität besser aufeinander 
abgestimmt ist und die Verweildau-
er auf das Nötigste reduziert wird.

Was sind die Ursachen dieser 
Entwicklung? Grundsätzlich ist die 
Finanzierung der Krankenhäuser 
in Deutschland so geregelt, dass 
die Krankenkassen den laufenden 
Betrieb finanzieren, während die 
jeweiligen Bundesländer für den 
Erhalt der Gebäude zuständig sind. 

Aufgrund von Einsparungen oder 
knapper Haushaltsmittel haben ein-
zelne Länder nötige Investitionen 
jedoch verschleppt. Das wird heute 
zum Problem. Medizinische Geräte 
oder Immobilien, die vor drei Jahr-
zehnten hochmodern waren, kön-

nen heute allenfalls noch durch den 
Charme der 70er Jahre überzeugen. 
Dieses Manko hat auch die Politik 
erkannt. 

Anfang September hatte Bundes-
gesundheitsministerin Ulla Schmidt 
den Versuch unternommen, sich 
mit den  Gesundheitsministern der 
Länder über nötige Zuschüsse im 
Krankenhausbereich zu einigen. 
Die unionsgeführten Länder woll-
ten sich jedoch nicht auf die von 

Schmidt geforderten Investitions-
pauschalen festlegen lassen. Nun 
hat die Ministerin unabhängig von 
ihren Länderkollegen den Kranken-
häusern eine Finanzzusage in Höhe 
von drei Milliarden Euro gemacht 
– zulasten der Krankenversiche-

rung. Das Nachsehen 
könnten somit letzt-
lich die gesetzlich Ver-
sicherten haben. Diese 
werden im Rahmen 
des Gesundheitsfonds 
ab 2009 ohnehin mit 
einem höheren Kran-
kenversicherungsbei-
trag konfrontiert, der 
nach Schätzungen bei 
über 15 Prozent liegen 
dürfte. Der von Ul-
la Schmidt zugesagte 
Milliardenzuschuss 
wird die Versicherten 
zusätzlich mit rund 0,3 
Prozentpunkten ihres 
monatlichen Einkom-
mens belasten.

Entscheidend aber 
ist, dass trotz dieser Fi-
nanzspritze auch nach 
Einführung des Ge-
sundheitsfonds längst 
nicht alle Ausgaben 
der Kliniken abge-
deckt sind. So beziffert 
die Deutsche Kranken-
h a u s g e s e l l s c h a f t 
(DKG) die gestiege-
nen Sach- und Perso-

nalkosten auf insgesamt rund 6,7 
Milliarden Euro. Wie diese Finan-
zierungslücke geschlossen werden 
soll, ist weiterhin unklar. Den getrof-
fenen Kompromiss bezeichnete die 
DKG daher als „nicht ausreichend“. 
Anstatt die Länder nach ihren Ver-
säumnissen im Erhalt der Kran-
kenhäuser stärker in die Pflicht zu 
nehmen, müssten nun Arbeitgeber 
und Versicherte nötige Investitionen 
über steigende Beiträge bezahlen.

Bundesgesundheitsministerin sagt drei Milliarden Euro zu

Verzicht auf Service-Zuschlag für 
Tickets am Fahrkartenschalter 

Der Protest war erfolgreich: Die Deutsche Bahn hat die geplante Gebühr für den Kauf von Fahrkarten am 
Schalter fallengelassen. SoVD-Präsident Adolf Bauer hatte die Deutsche Bahn öffentlich und in einem Schreiben 
an Bahnchef Hartmut Mehdorn aufgefordert, ohne Wenn und Aber ganz auf die geplante Schaltergebühr zu ver-
zichten. Auch Verbraucherschützer, Gewerkschafter und Politiker hatten massiv gegen die geplante Einführung 
einer Servicegebühr zum Fahrplanwechsel am 14. Dezember protestiert.

Dem Vorhaben der Deutschen 
Bahn zufolge sollten Kunden künf-
tig einen sogenannten Servicezu-
schlag von 2,50 Euro für das Lösen 
von ICE- oder IC-Fahrscheinen am 
Schalter zahlen. Der Konzernvor-
stand kippte die Extragebühr nach 
einer Krisensitzung am 12. Septem-
ber. Gründe für die Rücknahme 
wurden nicht genannt. Offen gelas-
sen wurde auch, ob die entgangenen 
Einnahmen auf anderem Wege ein-
getrieben werden sollen.

Zunächst hatte es so ausgese-
hen, als würde man den Deutsche-
Bahn-Kunden trotz der vehementen 
Proteste nur einen kleinen Schritt 
entgegenkommen. So sollten zu-
nächst nur Senioren mit Bahncard 
vom Bedienzuschlag ausgenommen 

werden; ebenso Menschen mit einem 
Behinderungsgrad von 50 Prozent. 
Ursprünglich hatte die Deutsche 
Bahn die Grenze sogar auf 70 Pro-
zent festgelegt. 

Adolf Bauer, Präsident des Sozi-
alverband Deutschland, mahnte in 
seinem Schreiben, man dürfe „al-
te und sozial schwache Menschen 
nicht abzocken“. Der SoVD-Präsi-
dent kritisierte, dass die von Bahn-
chef Hartmut Mehdorn angedach-
ten Ausnahmen von der Schalter-
gebühr nur einen Teil der Senioren 
und Behinderten beträfen und nicht 
ausreichten. „Gerade ältere und 
behinderte Menschen sind auf den 
Fahrkartenkauf am Schalter ange-
wiesen. Ältere Menschen haben oft 
gar keinen Zugang zum Internet 

und kommen mit den komplizier-
ten Fahrkarten-Automaten nicht 
zurecht. Viele behinderte Menschen 
können die Fahrkarten-Automaten 
nicht nutzen, da sie nicht barrierefrei 
sind.“ Die Schalter-Gebühr sei ei-
ne unvertretbare soziale Härte für 
Rentner und Behinderte, die oft nur 
geringe Einkünfte hätten, so Bauer.

Für Bahnchef Mehdorn dürfte die 
Angelegenheit mit dem Schritt nicht 
erledigt sein. Nach dem Verzicht 
auf die Extragebühr am Schalter 
sind von vielen Seiten Rücktritts-
aufforderungen geäußert worden. 
So sagte der Fahrgastverband Pro 
Bahn, Mehdorn habe „überhaupt 
kein Gespür mehr für die Bedürf-
nisse der Fahrgäste“. Er denke nur 
an „potenzielle Aktionäre“.

Deutsche-Bahn-Konzernvorstand nimmt Pläne für Schaltergebühr komplett zurück

Der Gesundheitsfonds kommt und mit ihm der einheitliche Beitrag für alle 
gesetzlich Versicherten. Auf die rund 70 Millionen Versicherten kommen im 
nächsten Jahr möglicherweise aber noch höhere Belastungen zu, als bislang 
erwartet. Anlässlich der aktu-
ellen gesundheitspolitischen 
Entwicklung traf sich SoVD-
Präsident Adolf Bauer am 12. 
September mit Dr. Doris Pfeif-
fer, der Vorstandsvorsitzenden 
des Spitzenverbandes Bund 
der Krankenkassen (SpiBu). 
Bauer brachte dabei seine 
Sorge zum Ausdruck, dass 
durch den Gesundheitsfonds 
die Beitragslast für Patienten 
und Versicherte weiter stei-
gen könnte. Darüber hinaus 
gab er zu bedenken, dass sich 
im Falle einer Unterfinanzie-
rung des Fonds die Gesund-
heitsversorgung schleichend 
verschlechtern werde.

Für die Bedenken des SoVD 
hatte Dr. Pfeiffer Verständnis. 
Gemeinsam war man der Auf-
fassung, dass der allgemeine 
Beitragssatz zum 1. November 
so festgesetzt werden müsse, 
dass die Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversicherung im kommenden 
Jahr auch tatsächlich gedeckt werden.

Gespräch zu Entwicklungen 
in der Gesundheitspolitik

Was kommt auf die gesetzlich Versicherten zu?

Höhere Belastungen, schlechtere Versor-
gung? Adolf Bauer diskutierte mit Dr. 
Doris Pfeiffer die zu befürchtenden Folgen 
des Gesundheitsfonds.

Der SoVD empfiehlt Mitgliedern, welche Arbeitslosengeld (ALG) II bezie-
hen und denen aktuell Einkommen aus Verpflegung während eines Kranken-
hausaufenthaltes oder bei Verpflegung im elterlichen Haushalt angerechnet 
wird, hiergegen Widerspruch einzulegen. Denn es ist in der Rechtsprechung 
noch nicht geklärt, ob die neu geschaffene Rechtsgrundlage (§ 2 Abs. 5 der 
Arbeitslosengeld-II-Verordnung) zur Anrechnung von Verpflegung als Ein-
kommen rechtmäßig ist.

Zwar regelt die ALG-II-Verordnung mit Wirkung zum 1. Januar 2008, dass 
bereitgestellte Vollverpflegung in Höhe von 35 Prozent der Regel leistung 
bzw. anteilig anzurechnen ist, soweit hierbei die derzeit bei 83 Euro liegende  
Belastungsgrenze überschritten wird, und wenn nach Abzug der üblichen 
Einkommensabsetzungen (so auch der Versicherungspauschale von 30 Euro) 
ein anrechenbarer Anteil verbleibt. Jedoch hat bereits das Bundessozialge-
richt in seinen Entscheidungen vom 18. Juni (AZ: B 14 AS 22 / 07 R und B 14 
AS 46 / 07 R) Bedenken zur Rechtmäßigkeit dieser Neuregelung der ALG- 
II-Verordnung geäußert, auch wenn es in den genannten Entscheidungen 
nicht über die neue Rechtslage zu entscheiden hatte.

Auch existiert bereits Rechtsprechung, die die Rechtmäßigkeit dieser Neu-
regelung verneint (LSG NRW vom 3. Dezember 2007, AZ:  L 20 AS 2 / 07; SG 
Berlin vom 24. Januar, AZ: S 116 AS 17528 / 07; LSG NSB vom  25. Februar 
2008, AZ:  L 9 AS 839 / 07 ER; VG Bremen vom 22. Mai 2008, AZ: S 3 V 
1393 / 08). In den genannten Gerichtsentscheidungen wird ausgeführt, dass 
die Neuregelung nicht ermächtigungskonform und daher rechtswidrig sei. 
Da es sich hierbei um Einzelfallentscheidungen handelt, muss bis zu einer 
eventuellen Rechtsänderung jeder Betroffene selbst versuchen, die Nicht-
anrechnung für sich zu erstreiten. hb

Anrechnung von Verpflegung 
auf ALG II nicht akzeptieren!

SoVD empfiehlt Widerspruch

Vieles an der Finanzierung deutscher Krankenhäuser ist un-
gleich verteilt: Während sich die Krankenkassen mit rund 50 
Milliarden Euro jährlich beteiligen, leisten die Bundesländer 
nur einen Anteil von 2,7 Milliarden Euro.

Foto: aufrecht / photocase

Vor zwei Jahren ist das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
in Kraft getreten. Es verbietet die Diskriminierung im Berufs- und Ge-
schäftsleben wegen der Rasse, der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, 
einer Behinderung, des Alters und weiterer personenbezogener Merk-
male. Das Gesetz, das mehrere EU-Richtlinien – darunter die sogenannte 
Antirassismus-Richtlinie – in deutsches Recht umsetzt, wurde bei seiner 
Einführung von Teilen der deutschen Wirtschaft heftig kritisiert. Zu 
Unrecht, wie sich jetzt herausstellte.

Wie eine im August vorgestellte Analyse des Bundesfamilienminis-
teriums ergab, belastet das AGG die Wirtschaft weniger als zunächst 
befürchtet. Dazu erklärte SoVD-Präsident Adolf Bauer im Namen des 
Verbandes, die Horrorszenarien, mit denen die Wirtschaft Stimmung ge-
gen den verbesserten Diskriminierungsschutz gemacht hat, seien nicht 
eingetroffen. Es habe keine Klageflut gegeben. Das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz habe laut Bauer vielmehr einen Bewusstseinswandel 
eingeleitet. Unternehmen hätten sich verstärkt mit Diskriminierungs-
schutz auseinandergesetzt. Das gesellschaftliche Bewusstsein, dass nie-
mand diskriminiert werden dürfe, sei gestärkt worden.

Gleichbehandlungsgesetz: 
SoVD zieht positive Bilanz
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Anzeige

Eltern, welche Arbeitslosengeld II oder Sozialhilfe beziehen, können in 
den meisten Bundesländern – soweit die Schulbücher nicht bereits unent-
geltlich von der Schule zur Verfügung gestellt werden – einen Antrag auf 
Befreiung von den Anschaffungskosten bzw. von der Entrich-
tung eines Eigenanteils oder einer Ausleihgebühr für 
die Schulbücher an einer öffentlichen Schule stellen 
(vergleiche für Berlin: § 50 Abs. 2 Satz 2 Schulgesetz 
Berlin i. V. m. § 3 Abs. 2 Nr. 2 Lernmittelverordnung; in 
Brandenburg: § 111 Abs. 3 Brandenburgisches Schulge-
setz i. V. m. § 12 Abs. 1 Nr. 2 und 3 Lernmittelverord-
nung Brandenburg). Die Eltern sollten sich hierzu bei 
ihrer Schule erkundigen.

Verlangt die Schule jedoch ein Schulgeld, so ist 
dies selbst zu tragen. Es besteht keine Rechts-
grundlage, dies vom Träger des Arbeitslosen-
geldes II bzw. der Sozialhilfe erstattet zu be-
kommen. Bezieht der Auszubildende jedoch 
BAföG oder Berufsausbildungsbeihilfe (BAB), 
besteht die Möglichkeit, das Schulgeld hiervon 
abzusetzen, da es sich insoweit beim BAföG 
wie auch bei der BAB nach der inzwischen 
herrschenden landesgerichtlichen Rechtspre-
chung um eine zweckgebundene Leistung 
handelt.

Ebenso gibt es keine Rechtsgrundlage zur 
Übernahme der Kosten für das Schulessen 
beim Bezug von Arbeitslosengeld II – so das 
Bundessozialgericht mit Urteil vom 25. Juni 
2008 (B 11b AS 19/07 R).

Einen Lichtblick gibt es dennoch: Zum 
1. Oktober wurde der Kinderzuschuss neu 
geregelt. Der Kreis der Berechtigten wird 
ausgedehnt, indem das Einkommen, wel-
ches die Eltern beziehen dürfen (Arbeits-
entgelt, Krankengeld etc.), auf brutto 
900 Euro (Alleinerziehende: 600 Euro) 
heraufgesetzt wurde. Es kann jedoch 
nur entweder der Kinderzuschuss oder 
das Arbeitslosengeld II bezogen werden. Nähere Informationen zum Kin-
derzuschuss können bei der Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit 
eingeholt werden, Tel.: 01801 / 54 63 37 (8 bis 18 Uhr). are

Eltern und Hartz IV: 
Tipps zum Schulanfang

Kein Geld für Schulbücher?

Lohngleichheit für Frauen und
Männer endlich herbeiführen!

Anfang September besuchte die Sprecherin der Frauen im SoVD-Bundesverband, Edda Schliepack, das 
Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen in München. 

Edda Schliepack führte ein Ge-
spräch mit der Ministerialrätin 
Petra Rück-Wallenberger (Leit-
stelle für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern), Dr. Astrid 
Lang (Bayerischer Landesfrauen-
ausschusses) und Ministerialrat 
Dr. Rolf Baumann (Leiter des Re-
ferats Rehabilitation und Teilhabe). 
Diskutiert wurde unter anderem 
über die Fachberatungsstellen für 
Frauen mit und ohne Behinderung 
sowie über die Lohnungleichheit. 
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit ist 
eine der ältesten frauenpolitischen 
Forderungen, die weiterhin nicht 
eingelöst ist. Um bei der Entgelt-
ungleichheit vorwärts zu kommen, 
müsse vor allem in der Wirtschaft, 
bei den Unternehmen, aber auch in 
der Öffentlichkeit das Bewusstsein 
für den Handlungsbedarf wachsen, 
so der gemeinsame Tenor.

Frauensprecherin Edda Schliepack zu Gast im Bayerischen Staatsministerium

Das Foto zeigt (von links): Dr. Astrid Lang, Geschäftsführerin des Baye-
rischen Landesfrauenausschusses, SoVD-Frauensprecherin Edda Schlie-
pack und Ministerialrätin Petra Rück-Wallenberger, Leiterin der Leit-
stelle für die Gleichstellung von Frauen und Männern.

US-Finanzkrise: Auch Deutschland 
wird in den Strudel gezogen

Die US-Finanzkrise – insbesondere die sogenannte Lehman-Pleite – war im September das beherrschende 
Thema in den deutschen Medien. Zunächst machte die Krise vor allem wegen ihrer schieren Dimensionen 
Schlagzeilen, dann wegen ihrer Auswirkung auf die internationalen Finanzmärkte und die Weltwirtschaft.

Der Tropfen, der das sprichwört-
liche Fass zum Überlaufen brachte, 
war die Insolvenz der US-Invest-
mentbank Lehman Brothers. Nach 
sagenhaften 3,9 Milliarden Dollar 
Verlust im dritten Quartal 2008 war 
die Bank nicht mehr zu retten.

Unmittelbare Folge der Lehman-
Insolvenz: Weltweit brachen die Ak-
tienkurse ein, Kleinanleger mussten 
zusehen, wie ihre Fonds – die womög-
lich auch als Altersvorsorge gedacht 
waren – immer weniger wert wurden. 

Auch der deutsche Steuerzahler wird 
bluten müssen: Bis zu 1,8 Milliarden 
Euro – so fürchtet Carsten Schnei-
der, haushaltspolitischer Sprecher 
der SPD-Fraktion im Bundestag, 
– könnte ihn die Krise kosten. So 
zahlt er zum Beispiel nicht zuletzt 
„dank“ einer schier unbegreifbaren 
Panne bei der staatlichen KfW-Ban-
kengruppe: Am Tag der Lehman-
Pleite hatten die Verantwortlichen 
der staatlichen Förderbank KfW – 
sie gehört zu 80 Prozent dem Bund 
und zu 20 Prozent den Ländern – der 
US-Bank einen Betrag von über 300 
Millionen Euro überwiesen.

In der Politik rief die millionen-
schwere Panne Bestürzung hervor. 
Gregor Gysi, Fraktionschef der Lin-
ken im Deutschen Bundestag, soll mit 
Bezug auf die verlorenen Millionen 
und die Manager der KfW-Banken-
gruppe gesagt haben: „Futsch sind 
sie. Tolle Experten, die da sitzen.“

Besonders groß war die Empörung 
im Bundesfinanzministerum. Ein 

Sprecher von Finanzminister Peer 
Steinbrück (SPD) bezeichnete den 
Vorfall als „mehr als verwunderlich 
und ärgerlich“ und drohte Konse-
quenzen an.

Diese gab es dann tatsächlich. 
Nach einer Sitzung des Verwaltungs-
rates der Bank teilte Wirtschaftsmi-
nister Glos mit, dass zwei Vorstände 
der Bank und ein Bereichsleiter den 
Hut nehmen müssten. Ob und inwie-
weit sie auch haftungsrechtlich für 
den verursachten Schaden einstehen 
müssen, war zunächst offen.

Die US-Regierung hat inzwischen 
ein milliardenschweres Rettungspa-
ket aufgelegt und ankündigt, bei an-
deren Regierungen – also auch der 
deutschen – „aggressiv“ um Unter-
stützung zu werben. In Deutschland 
stoßen diese Pläne allerdings auf gro-
ße Skepsis. Bundeskanzlerin Angela 
Merkel kritisierte die US-Regierung 
sogar ungewohnt deutlich und warf 
ihr Mitschuld an der weltweiten Kri-
se vor. 

Konsequenzen für Kleinanleger, Steuerzahler und die Wirtschaft
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Geld anlegen in Krisenzeiten? 
Niels Nauhauser, Finanzex-
perte der Verbraucherzentrale 
Baden-Württemberg, und Her-
mann-Josef Tenhagen, Chefre-
dakteur der Zeitschrift Finanz-
test, raten in einem Beitrag der 
Hannoverschen Allgemeinen 
Zeitung zu Tages- und Festgeld 
bzw. Sparbriefen.
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paEntspannter Flug trotz Behinderung

Seit Mitte des Jahres haben Flugreisende mit Behinderung bzw. Mobilitätseinschränkung in allen Mitglieds-
staaten der EU erweiterte Rechte. Die Verordnung Nr. 1107 / 2006 enthält Vorschriften zum Schutz und zur 
Hilfeleistung für Menschen mit Handicap, die sie vor Diskriminierung schützen und sicherstellen sollen, dass 
sie Hilfe auf Flughäfen erhalten.

Die Urlaubszeit ist vorbei. Dank 
einer neuen EU-Verordnung dürf-
te die diesjährige Sommerreise für 
Menschen mit Behinderung um ei-
niges entspannter verlaufen sein. 
Bereits seit dem vergangenen Jahr 
dürfen Luftfahrt- oder Reiseunter-
nehmen entsprechend der gültigen 
Regelungen zur Beförderungs- und 
Informationspflicht keine Buchung 
eines behinderten Fluggastes ableh-
nen – es sei denn, die Anbordnahme 
widerspricht den geltenden Sicher-
heitsanforderungen. 

Die neue Verordnung der Europä-

ischen Union sieht nun zusätzlich 
vor, dass Fluggesellschaft und Rei-
severanstalter den Hilfebedarf von 
Flugreisenden mit eingeschränkter 
Mobilität zeitnah an die zuständi-
gen Leitungsorgane des jeweiligen 
Abflug-, Ziel- und Transitflugha-
fens sowie an die Fluggesellschaft 
weiterleiten. Zudem haben behin-
derte Reisende einen rechtlichen 
Anspruch auf bestimmte kostenlose 
Hilfeleistungen. Dazu gehört etwa 
eine angemessene Unterstützung 
auf den Wegen inner- und außerhalb 
des Flughafens, bei der Gepäck-

aufgabe oder dem Verstauen des 
Handgepäcks. Darüber hinaus sind 
die Fluggesellschaften verpflichtet, 
Rollstühle kostenlos mitzunehmen.

Um die Durchsetzung dieser Ver-
ordnung zu gewährleisten, muss je-
der EU-Staat eine zuständige Stelle 
benennen. In Deutschland ist hier-
für zunächst der Flughafen bzw. das 
Luftfahrtunternehmen der richtige 
Ansprechpartner. Als nächste Ins-
tanz kann eine Beschwerde beim 
Luftfahrtbundesamt in Braun-
schweig, Tel.: 0531 / 2 35 51 00 einge-
reicht werden.

EU-Verordnung sichert Erleichterungen zu
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„Eine Schule für alle! –
Schluss mit der Selektion!“

„Eine Schule für alle! Schluss mit der Selektion!“ – unter diesem provokanten Motto fand am 18. September 
eine Podiumsdiskussion der integ-Jugend im Hans-Fiedler-Haus statt. Nach dem sich der SoVD-Nachwuchs 
im vergangenen Jahr dem Thema Kinderarmut gewidmet hatte, wurden diesmal Vertreter aus Politik und 
Verbänden zum Thema Bildungsgerechtigkeit eingeladen. Natürlich ging es der integ-Jugend auch um die 
Frage der besseren Integration von jungen Menschen mit Behinderung in die Regelschulen. 

Als Teilnehmer gewonnen werden 
konnten Kathrin Wiencek (Vorsit-
zende des Philologenverbandes 
Berlin / Brandenburg), Ralf Hös-
chele (stellvertretender Bundesvor-
sitzender der Jusos), Siegfried Arnz 
(Oberschulrat und Hauptschul-
Referent  der Berliner Senatsver-
waltung für Bildung) sowie Sascha 
Steuer (bildungspolitischer Spre-
cher der CDU-Fraktion im Berliner 
Abgeordnetenhaus). Neben dem 
Moderator Oliver Rehlinger vom 

Nachrichtendienst des Rundfunks 
Berlin-Brandenburg (rbb) nahm 
auch Nico Hamkens, Bundesvor-
sitzender der integ-Jugend, an der 
Diskussion teil. 

Hamkens stellte anfangs die Posi-
tion der integ-Jugend zur Bildungs-
politik aus dem Jugendpolitischen 
Programm dar, welche bereits auf 
der Bundesjugendkonferenz im Mai 
thematisiert wurde. Die Integration, 
also die Einbindung von Schülerin-
nen und Schülern mit Behinderung 

in die Regelschulen, ist für die integ 
das vordringlichste Ziel. Aber auch 
die Schaffung eines flächendecken-
den Angebots von Ganztagsschulen 
und die bessere Ausstattung der 
Schulen sind aus Sicht der integ 
zwingend erforderlich, wenn der 
Anteil von Schulabgängern ohne 
Schulabschluss gesenkt und der 
Anteil der  hochwertigen Schulab-
schlüsse gesteigert werden soll.  

Genau in dieser Zielsetzung zur 
Verbesserung der Qualität an den 

Schulen und 
zur Senkung 
der Zahl der 
Schulabgänger 
ohne Schulab-
schluss waren 
sich die Teil-
nehmerinnen 
und Teilnehmer 
auf dem Podi-
um einig. Nur 
über den Weg 
dahin gingen 
die Meinungen 
auseinander. 

K a t h r i n 
Wiencek und 
Sascha Steuer 
zeigten sich von 
einem geglie-
derten Schul-
system über-
zeugt, da ihrer 
Ansicht nach 
nur so die un-
terschiedlichen 
F ä h i g k e i t e n 
der Schülerin-

Podiumsdiskussion der integ-Jugend

„Eine Schule für alle!“ Die Podiumsdiskussion der integ war prominent besetzt. Die Teilneh-
mer (von li.): Nico Hamkens, Ralf Höschele, Siegfried Arnz, Kathrin Wiencek, Sascha Steuer 
und der Moderator Oliver Rehlinger.

nen und Schüler richtig gefördert 
werden könnten. Dagegen vertei-
digte Oberschulrat Siegfried Arnz 
den in Berlin eingeschlagenen Weg 
zur Gemeinschaftsschule. Diese 
neue Schulform soll als Zusammen-
schluss von Haupt- und Realschulen 
neben den Gymnasien als weiter-
führende Schule etabliert werden. 
Ralf Höschele und Nico Hamkens 
begrüßten diese neue Schule als 
Schritt in die richtige Richtung. 
Einschränkend sagte Hamkens: 
„Dennoch besteht die Gefahr, dass 
die Gemeinschaftsschule den Makel 
der Hauptschulen als ,Restschule‘ 
übernehmen könnte, solange die 
Gymnasien parallel existieren.“ 

Im Anschluss an die Diskussion 
machten die Gäste regen Gebrauch 
von der Möglichkeit, Fragen zu stel-
len. Das fachkundige Publikum gab 
noch einige interessante Hinweise 
zur Diskussion, bevor die Veranstal-
tung bei einem Imbiss und angereg-
ten Gesprächen in kleinen Gruppen 
ihren Ausklang fand. 

Am Samstag, 25. Oktober, wird 
sich die integ-Jugend im Rahmen 
einer Fachtagung noch einmal mit 
dem Thema beschäftigen. Nähere 
Informationen zum Inhalt wie auch 
zur Anmeldung erhalten Sie über 
das Jugendreferat in der Bundesge-
schäftsstelle, Tel.: 030 / 7 26 22 21 27 
oder per E-Mail: integ@sovd.de.

Mit einem Service der besonderen Art machte die Barmer im Sep-
tember von sich reden. Auf ihrer Internetseite bot die Ersatzkasse nach 
einem Bericht des Nachrichtenmagazins Spiegel Arbeitgebern vorfor-
mulierte Musterbriefe für Abmahnungen an. Bis vor kurzem konnten 
interessierte Personalchefs dort sogar einen Kündigungsvordruck für 
Schwangere herunterladen.

In einer kleinen Rubrik auf der Barmer-Webseite sind Mustertexte 
aufgelistet, die Arbeitgebern die Korrespondenz mit ihren Mitarbeitern 
erleichtern sollen. In der Liste fanden sich allerdings auch Mustertexte, 
die über die alltägliche Kommunikation mit den Angestellten und der 
Regelung ihrer gesundheitlichen Anliegen hinausgingen. 

Das Angebot sorgte für Empörung: „Die Ersatzkassen sind Ein-
richtungen, auf die sich die Versicherten in der Not verlassen können 
müssen“, sagte zum Beispiel SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauter-
bach. Inzwischen hat die Barmer den Auftritt schon entschärft: Die 
Kündigungsvordrucke für Schwangere und Schwerbehinderte zum 
Beispiel finden sich nicht mehr auf der Seite. „Gut gemeint ist nicht 
immer auch gut gemacht“, räumte eine Barmer-Sprecherin ein. Wei-
terhin sagte sie, man habe die problematischen Mustertexte inzwi-
schen entfernt.

Die Barmer war erst vor kurzem in der Kritik, weil sie mehreren 10 000 
Versicherten regelrechte Bleibeprämien bezahlt hatte. Dies war im Au-
gust bekannt geworden. Rund 25 000 Kunden hatten eine Gutschrift 
in Höhe von 220 Euro bekommen und sich im Gegenzug verpflichten 
müssen, bis Ende 2009 in der Barmer zu bleiben und an Umfragen 
teilzunehmen. Das Bundesversicherungsamt hatte die Aktion als wett-
bewerbswidrig eingestuft. 

Barmer: Tipps zum
Rauswurf Schwangerer

Jubiläum der Werkstatt für behinderte Menschen
Die Werkstatt für behinderte Menschen der SoVD Lebenshilfe gGmbH in Witten feierte Ende September 

ihr  25-jähriges Bestehen. Zu den Feierlichkeiten der gemeinnützigen Gesellschaft war als Festredner auch 
SoVD-Präsident Adolf Bauer angereist. Zu den weiteren Gästen gehörten neben dem Vorstandsvorsitzenden der 
Lebenshilfe Witten, Prof. Dr. Günther Boheim, auch die Bürgermeisterin der Stadt Witten, Sonja Leidemann, 
sowie der Landrat des Ennepe-Ruhr-Kreises, Dr. Arnim Brux.

Die Werkstatt der SoVD Lebens-
hilfe in Witten bietet Menschen mit 
Behinderung einzigartige Chancen: 
Im Rahmen der beruflichen Reha-
bilitation ermöglicht sie die Förde-
rung in verschiedenen Bereichen, 
u. a. in Holz und Metall, Verpackung, 
Garten- und Landschaftsbau und 
Floristik. Insgesamt beschäftigt 
die Einrichtung zurzeit rund 300 
behinderte Menschen. Ende Sep-
tember feierte die Werkstatt ein be-
sonderes Jubiläum: Seit 25 Jahren 
gibt sie Menschen, die nicht an dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt teilha-
ben können, eine berufliche Pers-
pektive und vermittelt ihnen damit 
Selbstbewusstsein und das Gefühl, 
gebraucht zu werden. 

Anlässlich der Festveranstaltung 
waren sich alle Anwesenden darin 
einig, dass die in Witten geleistete 
Arbeit notwendig und unerlässlich 
ist für die berufliche Rehabilitation 
von Menschen mit Behinderung. Die 
dortige Werkstatt ist für Menschen 
mit einem hohen Unterstützungs-
bedarf oft die einzige Möglichkeit, 
einer tagesstrukturierenden Betäti-
gung nachzugehen. Sie steht damit 
für ein erfolgreiches Modell, welches 
zeigt, dass Rehabilitation und Teil-

habe am Leben der Gesellschaft für 
Menschen mit Behinderung möglich 
und durchsetzbar sind.

In seiner Ansprache wies der Prä-
sident des Sozialverband Deutsch-
land, Adolf Bauer, darauf hin, dass 
der allgemeine Arbeitsmarkt in vie-
len Fällen immer noch keine hinrei-
chenden Beschäftigungsmöglich-
keiten bietet – zumal viele Arbeit-
geber lieber eine Ausgleichsabgabe 
zahlen, als Menschen mit Behinde-
rung zu beschäftigen. In der Wit-
tener Einrichtung gebe es dagegen 
eine enge Zusammenarbeit mit in-
dustrienahen Bereichen sowie mit 
Integrationsprojekten. Zwar bleibe 
für viele Menschen mit Behinde-
rung die Werkstatt der einzige Ort, 
an dem sie einer für sie passenden 
Beschäftigung nachgehen können, 
so Bauer weiter. Insgesamt sei die 
Werkstatt aber dennoch beispielhaft 
für eine erfolgreiche Integration von 
Menschen auch mit schweren und 
schwersten Behinderungen in das 
Arbeitsleben.

Wie unentbehrlich die Werkstatt 
im Alltag ist, lässt sich anhand ih-
rer 25-jährigen Geschichte nach-
vollziehen: Aus ursprünglich 38 
Plätzen sind mittlerweile 155 Be-

Einrichtung der SoVD Lebenshilfe gGmbH existiert seit 25 Jahren 

treuungs- und Arbeitsplätze in den 
verschiedensten Produktions- und 
Dienstleistungsbranchen entstan-
den. Diese werden kontinuierlich er-
weitert und neu gestaltet. So wurde 
im Rahmen der Jubiläumsfeier auch 
der Spatenstich zur Erweiterung des 
Förderbereiches für schwerstmehr-
fachbehinderte Menschen getan. 
Mit dem Neubau soll das Angebot  
für Schwerstbehinderte weiter dif-
ferenziert werden. So sind allein 
20 neu geschaffene Plätze für die 
Betreuung speziell verhaltensauf-
fälliger oder autistischer Menschen 
ausgelegt.

Im Anschluss an die Festveranstal-
tung bot ein Tag der offenen Tür mit 
Arbeitsvorführungen den Anwesen-
den einen Einblick in die Arbeits-
welt von Menschen mit geistigen 
und körperlichen Behinderungen. 
Auf den Stellenwert der in Witten 
geleisteten Arbeit wies Adolf Bau-
er noch einmal ausdrücklich hin: 
„Werkstätten für behinderte Men-
schen sind Teil eines sozialstaat-
lichen Kerngedankens: Menschen 
mit Behinderung ein möglichst 
selbstbestimmtes und erfülltes Le-
ben zu gewährleisten. Und dieser 
Kerngedanke muss erhalten und 

weiterentwickelt werden.“ Auch die 
Politik nahm der SoVD-Präsident 
in die Pflicht: Es dürfe nicht, wie in 
der Vergangenheit oft geschehen, bei 
denen gespart werden, die auf Un-
terstützung und Solidarität unserer 
Gesellschaft am dringendsten ange-
wiesen sind. Gleichberechtigte Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft, 

Chancengleichheit und Integration 
seien die Basis des Sozialstaates. 
Der Sozialverband Deutschland 
werde sich auch als Gesellschafter 
der Wittener Werkstatt weiter für 
die betroffenen Menschen einsetzen 
und seine Stimme erheben, damit 
diese die nötige Unterstützung be-
kommen.

Spatenstich mit prominenter Unterstützung: Der für den Umbau zustän-
dige Architekt, Guido Krapp, Prof. Dr. Günther Boheim, Adolf Bauer 
und der Geschäftsführer der SoVD-Lebenshilfe, Dr. Dieter König, legten 
bereitwillig mit Hand an. 

Foto: Schlemmer
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Anzeige

G U T S C H E I N

Ja, schicken Sie mir meinen Prospekt – kostenlos und unverbindlich.

Name /Vorname

Straße /Nr.

PLZ /Ort Tel.-Nr.

Lifta GmbH, Abt. SOV 34, Horbeller Straße 33, 50858 Köln

Lifta paßt praktisch überall

Wird einfach auf der Treppe aufgestellt

Kurze Lieferzeiten, Einbau sofort

Über 60.000 verkaufte Liftas

Sehr hohe Kundenzufriedenheit

Eigener Kundendienst bundesweit

365 Tage für Sie erreichbar

Freiwillig geprüfte 
Beratungs- und Servicequalität

Rufen Sie uns kostenlos an.

0800-22 44 66 1
Internet: www.lifta.de

Große Auswahl an 

Sitzliftmodellen – jetzt auch zur Miete

Lifta, der Treppenlift

Deutsche Athleten erfolgreich 
bei den Paralympics in Peking

Vom 6. bis 17. September wurden die 13. Sommer-Paralympics in der chinesischen Hauptstadt Peking ausge-
tragen. 4124 Athleten aus 148 Ländern nahmen teil und traten in 20 Sportarten gegeneinander an. Conny Dietz 
– sie spielt Goalball, eine Ballsportart für blinde und sehbehinderte Menschen – hatte die Mannschaft bei der 
Eröffnung ins Stadion geführt. Der 55-jährigen Berlinerin Marianne Buggenhagen wurde die Ehre zuteil, bei der 
Abschlussfeier die deutsche Fahne zu tragen. 

Die Paralympics sind die Olym-
pischen Spiele für Menschen mit 
körperlicher Behinderung. Sie fin-
den traditionell im Anschluss an die 
Olympischen Sommerspiele statt. 
Der Vertrag der Austragungsländer 
mit dem IOC legt fest, dass die Para-
lympics denselben Austragungsort 
wie die Olympischen Spiele haben. 
Insgesamt können die deutschen 
Athleten eine beachtliche Erfolgs-
bilanz aufweisen: Sie gewannen 
14 Gold-, 25 Silber- und 20 Bron-
zemedaillen und belegten damit 
Rang 11 im Medaillenspiegel. Die 
gewonnenen 59 Plaketten bedeute-
ten zahlenmäßig sogar die siebtbeste 
Ausbeute. 

„Das ist meine zweite Goldme-
daille“, sagte Marianne Buggenha-

gen, als ihr die Nachricht überbracht 
wurde, dass sie bei der Abschlussfei-
er die deutsche Fahne tragen würde. 
Die 55-jährige Berlinerin beendete 

in Peking mit ihrer Goldmedaille 
im Diskuswerfen und einer Bron-
zemedaille im Kugelstoßen ihre 
leistungssportliche Karriere. „Jetzt 
trage ich die Fahne aus dem Stadi-
on und dann ist es vorbei. Ich freu‘ 
mich drauf“, sagte die erfolgreichs-
te deutsche Leichtathletin, die seit 
ihrem 23. Lebensjahr im Rollstuhl 
sitzt, gerührt. 

Marianne Buggenhagen arbeitet 
als Sozialarbeiterin in einer Berli-
ner Klinik für Querschnittgelähmte. 
Ihren Namen tragen zwei Körperbe-
hindertenschulen. Sie gewann ins-
gesamt neun Goldmedaillen bei fünf 
Teilnahmen an den Paralympics. Sie 
hält drei Weltrekorde (im Kugelsto-
ßen, im Diskuswerfen und im Mehr-
kampf). Sie war Weltmeisterin so-

wie Europameisterin und 
errang insgesamt über 120 
nationale Titel.

Wie erwartet domi-
nierte Gastgeber China 
die 13. Paralympics: Die 
Chinesen holten insge-
samt 89 mal Gold – mehr 
als doppelt so viel wie die 
zweiterfolgreichste Nati-
on Großbritannien (42). 
Insgesamt gewann China 
bei 472 Entscheidungen 
211 Medaillen (70 mal Sil-
ber, 52 mal Bronze) – auch 
in dieser Hinsicht mehr 
als doppelt so viel wie die 
Briten (102). 76 der 148 
Teilnehmer-Länder ge-
wannen mindestens eine 
Medaille, das heißt, mehr 
als die Hälfte der Länder 
errang Plaketten.

14 Gold-, 25 Silber- und 20 Bronzemedaillen

Marianne Buggenhagen

Bereits zum zweiten Mal hat die Bundestagsabgeordnete Silvia 
Schmidt (SPD) ein Feriencamp für Kinder aus sozial benachteiligten 
Familien in Sachsen-Anhalt organisiert. Der zehntägige Aufenthalt in 
Wippra und Grillenberg wurde komplett über Spenden finanziert. Die 
Teilnahme am Camp war somit für die Kinder kostenlos. Die SoVD-
eigene Wohnungsbaugesellschaft meravis förderte das Projekt mit ins-
gesamt 1000 Euro.

Die Kinder wohnten während ihres Aufenthaltes in den Ferienhäu-
sern des Umwelt- und Naturschutzvereins Sachsen-Anhalt in Wippra 
und Grillenberg. Die soziale Kompetenz der Ferienkinder und ihre 
Eigenständigkeit wurden unter anderem durch Gruppenarbeit und 
Einzelbetreuung gefördert.

Ein besonderes Erlebnis im Feriencamp war ein gemeinsam gestal-
teter Freizeittag: Die Kinder beider Camps trafen sich in Wippra und 
verbrachten dort einen ganzen Tag miteinander. Eine Disco, Geschick-
lichkeitsspiele und Grillen am Mittag machten den Tag zu einem ein-
zigartigen Ereignis. 

Unter den geladenen Gästen befand sich neben den zahlreichen re-
gionalen Sponsoren auch SoVD-Vizepräsidentin Marianne Saarholz. 
Sie ließ sich für die Kinder etwas Besonderes einfallen und spendierte 
für jedes der 60 Kinder eine große Portion Eis. Der gegenseitige Camp-
Besuch war ein Höhepunkt der Ferien-Aktion.

Die SPD-Bundestagsabgeordnete Silvia Schmidt (5. von li.), organi-
sierte ein Ferienlager für sozial benachteiligte Kinder. Anwesend war 
auch SoVD-Vize präsidentin Marianne Saarholz (4. von li.) sowie meh-
rere regionale Unterstützer des Feriencamps. Marianne Saarholz hielt 
für die Kinder noch eine kleine Überraschung parat: Sie spendierte 
jedem von ihnen ein Eis.

meravis unterstützt 
benachteiligte Kinder mit 

einem Feriencamp

Auszug der Fahnenträger aller teilnehmenden Nationen aus dem Stadion: Mit einer 
farbenfrohen Feier gingen die 13. Paralympics in Peking zu Ende.

„Qi – eine Palast-Phantasie“ 
im Berliner Friedrichstadtpalast

Qi, gesprochen: „Kie“, das ist Weltklasse im doppelten Sinne. Einge-
bunden in einen mitreißenden Strudel aus Farben, Kostümen und Musik 
erleben Sie mit zahlreichen Preisen überhäufte Show-Nummern aus aller 

Welt. Die größte fahrbare Eisfläche der Welt, die größte Flugtrapez-Artistik 
der Welt, die längste Girlreihe der Welt, die größte Theaterbühne der Welt 
– die Bühne des Friedrichstadtpalastes ist hierfür gerade groß genug.

Am 9. Oktober ist es soweit: Die 
Revue „Qi - eine Palast-Phantasie“ 
feiert im Berliner Friedrichstadt-
palast ihre Weltpremiere und prä-

sentiert den Besucherinnen und 
Besuchern in einem unglaublichen 
Tempo eine Superlative der Show-
Welt. Durch die enorme Vielfalt 

der Showbestandteile erleben Sie 
insgesamt 15 verschiedene Shows 
in einer einzigen. Ein mitreißendes 
Show-Gewitter aus hinreißenden 

SoVD-Mitglieder sparen bis zu 30 Prozent

SoVD-Bundesgeschäftsführer Dr. Gerald Uhlich (re.) und Dr. Bernd 
Schmidt, Geschäftsführer des Friedrichstadtpalastes, haben die Koope-
ration zwischen SoVD und Friedrichstadtpalast besiegelt.

Für „Qi – eine Palast-Phantasie“ 
erhalten SoVD-Mitglieder Ein-
trittskarten zu Sonderpreisen.

Foto: DAVIDS

weiblichen und männlichen Kör-
pern, kraftvollen Tanz- und Bal-
lettnummern, energiegeladener 
Musik und unglaublichen artisti-
schen Glanzleistungen erwartet Sie 
– eingebettet in eine verschwende-
rische Ästhetik aus Kostümen und 
Kulissen. 

Showunterhaltung in dieser Form 
erleben Sie nur im Friedrichstadt-
palast. Diese Palast-Show ist ein 
Highlight für jeden Berliner und 
ein Muss für jeden Berlin-Besucher. 
Willkommen in der phantastischen 
Welt von Qi!

SoVD-Mitglieder haben die Mög-
lichkeit Tickets zu einem Vorzugs-
preis zu buchen. Ordern Sie Ihre Ti-
ckets bis zum 31. Oktober 2008 und 
sparen Sie 30 Prozent in den Preis-
kategorien 1 bis 4! Das Angebot ist 
gültig für alle Vorstellungen bis zum 
30. Dezember 2008.

Bestellen Sie Ihre Tickets einfach 
telefonisch unter 030 / 23 26 23 26. 
Nennen Sie dabei für den Erhalt der 
Ermäßigung das Stichwort „Sozial-
verband Deutschland“.

 Foto: Baker / AP
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Einsendeschluss ist jeweils der 15. des Erscheinungsmonats.
Das Lösungswort zum Gewinnen wertvoller Buchpreise bitte einsenden an: SoVD-Bundesgeschäftsstelle, 

Stichwort: Kreuzworträtsel, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de.
Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!

Um eines von 3 Büchern zu gewinnen, senden Sie eine Postkar-
te mit den gesuchten, eingekreis ten Zahlen (in der Reihenfolge von 
oben nach unten) an: SoVD-Bundesgeschäftsstelle, Stichwort: SoVD- 
Sudoku, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an:  
sudoku@sovd.de. Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben! 
Einsendeschluss ist jeweils der 15. des Erscheinungsmonats.

Das SoVD-Sudoku

Die Gewinner/-innen vom September
Kreuzworträtsel

Hella Küper, 45359 Essen; Horst Vogel, 28213 Bremen; Martin Hellmold, 37136 Seeburg.

Sudoku
Friedel Cibien, 45661 Recklinghausen; Anna Schulz, 31535 Neustadt; Hans Küpker, 26919 Brake.

Buch-Tipp
Buch: Ralf Krohn, 33649 Bielefeld; Dora Löffler, 18435 Stralsund; Rita und Horst Dienstbir, 28357 Bremen.

Hörbuch: Marianne Liersch, 08529 Plauen; Christian Zeuschner, 25899 Niebüll; Christel Grodka, 13589 Berlin.

Die Namen der Gewinner/-innen werden in der SoVD-Zeitung und im Internet veröffentlicht.

Die Frage 
des Monats 

Oktober
Im September wollten wir 

Folgendes wissen: „Die Ver-
braucherschutzzentrale in 
Schleswig-Holstein hat einen Da-
tenschutz-Skandal aufgedeckt. Ha-
ben Sie selbst bereits negative Er-
fahrungen mit der Weitergabe Ihrer 
persönlichen Daten gemacht?“ Bis 
Redaktionsschluss haben 69 Websi-
tebesucher abgestimmt: 83 Prozent 
mit „Ja“, 17 Prozent mit „Nein“.

Die Frage des Monats Oktober 
lautet: Vor gut 800 Jahren eröffnete 
in Trier die älteste Apotheke Eu-
ropas. Heute lassen sich Medika-
mente oftmals günstiger über das 
Internet bestellen. Haben Sie aus 
Kostengründen bereits von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht?

Besuchen Sie zum Abstimmen 
unsere Homepage www.sovd.de. 
Dort haben Sie auch die Möglich-
keit, eine eigene Antwort zu for-
mulieren. Die Redaktion wertet 
alle eingehenden Antworten aus 
und bemüht sich, diese – evtl. ge-
kürzt – in ihre Berichterstattung 
einfließen zu lassen. Ein Anspruch 
auf Veröffentlichung im Internet 
oder in der SoVD-Zeitung besteht 
jedoch nicht.
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Die SoVD-Zeitung des Sozialverband Deutschland (SoVD) erscheint am 1. eines jeden Monats. 
Heraus geber: Bundesvorstand des Sozialverband Deutschland e. V. – ehemals Reichsbund, gegrün-
det 1917 – Sitz: Berlin. – Redaktion: Matthias Sommer (verantwortlich), Veronica Sina, Joachim Baars;  
Grafik/Bildbearbeitung: Steffi Rose; Redaktionsassistenz: Roswitha Moldenhauer. Sitz: Stralauer Str. 63,  
10179 Berlin (Berlin-Mitte, Rolandufer/Jannnowitzbrücke), Tel.: 030 /  72 62 22-0, Fax: 030 /  72 62 22-145. 
Internet-Adresse: www.sovd.de. – E-Mail: redaktion@sovd.de. Die mit vollem Namen oder Verfasser zeichen 
veröffentlichten Artikel stellen nicht unbedingt die Meinung der Redaktion dar. Unverlangt eingesandte  
Manuskripte werden nicht zurückgesandt. Der Bezugspreis wird im Rahmen des Verbandsbeitrages erhoben.
Anzeigenverwaltung: U. Struckmeyer, Postfach 1266, 27723 Worps wede, Tel.: 047 92 / 22 16, 
Fax: 047 92 /  35 30. Zurzeit gilt der Tarif Nr. 30 vom 1. 1. 2006.
Verlag: Publikom Z Verlagsgesellschaft mbH, Frankfurter Straße 168, 34121 Kassel.
Druck und Vertrieb: Zeitungsdruck Dierichs GmbH & Co KG,
Wilhelmine-Reichard-Straße 1, 34123 Kassel.
Verbreitete Auflage, IVW, 2. Quartal 2008: 396 296 Exemplare.

Für Anzeigen oder Werbebeilagen ist diese Zeitung lediglich Werbeträger. 
Eine Empfehlung des SoVD für die vorgestellten Produkte ist 

damit nicht verbunden (Ausnahme: Eigenanzeigen des SoVD).

Internet (www.sovd.de): Geschichte des Sozialverband Deutschland / Sozialpolitik / Verbands-Dienst-
leistungen / Pressemeldungen / Wie werde ich Mitglied? E-Mail: kontakt@sovd.de

Christoph Drösser beantwortet Fragen des Alltags

im 19. Jahrhundert ermittelt, 
denn es hatte über 200 Jahre 
gedauert, bis die Geschichte in 
Amerika publik wurde. Es ist ein 
angenommener Wert der Gulden 
in damaligen Dollar – also weder 
der Preis zurzeit des Vertrages 
noch der heutige Wert. Der läge 
bei etwa 90 Dollar.

Ein schlechtes Geschäft für die 
Indianer? Das kann man so oder 
so sehen. Der heutige Wert der In-
sel ist schwer zu ermitteln, aber 
vor einigen Jahren hat ein ame-
rikanischer Journalistenkollege 
den Betrag einmal geschätzt. Er 
errechnete eine Wertsteigerung 
von 17 Milliarden Prozent. Das 
klingt astronomisch, entspricht 
aber, über die Jahrhunderte ge-
rechnet, einer jährlichen Rendite 
von bescheidenen 5,3 Prozent.

Das Gebiet des heutigen New 
York wurde im 17. Jahrhundert 
von Holländern besiedelt. Da-
mals galt die Vorschrift, Land 
für neue Städte nicht durch 
Krieg, sondern in friedlichem 
Handel mit den Ureinwohnern 
zu erwerben. Als Peter Minuit, 
Direktor der holländischen Ko-
lonie, 1624 auf der Insel Manhat-
tan die Stadt Nieuw Amsterdam 
gründen wollte, verhandelte er 
mit den Indianern. Sie stimm-
ten einem Tausch zu, der ihnen 
Waren im Wert von 60 Gulden 
einbrachte.

So steht es in einem Bericht, 
den ein Peter Schagen 1626 an die 
Westindien-Kompanie schick-
te – das einzige zeitgenössische 
Dokument über den Handel. Die 
Zahl von 24 Dollar wurde erst 

Wurde ganz Manhattan für 
ein paar Dollar verkauft?

Stimmt es, dass die amerikanischen Ureinwohner Manhattan für 
24 Dollar verkauft haben? Das wäre dann wohl das schlechteste Im-
mobiliengeschäft aller Zeiten.

Die Tage werden kürzer, die Grippesaison rückt näher. Wer den Viren nicht 
schutzlos ausgeliefert sein will, sollte den Besuch beim Hausarzt nutzen, um 
sich hinsichtlich einer Grippeschutzimpfung beraten zu lassen. Besonders 
empfohlen wird sie Senioren, da diese wie chronisch Kranke, Schwangere 
und Mütter von Neugeborenen besonders gefährdet sind: 90 Prozent der 
5000 bis 8000 in Deutschland auftretenden Influenza-Todesfälle betref-
fen Patienten, die über 65 Jahre alt sind (Quelle: Online-Portal der Ärzte- 
Zeitung unter www.aerztezeitung.de).

In diesem Jahr ist eine Grippeimpfung besonders angezeigt. Experten 
erwarten nämlich vermehrt schwere Grippeerkrankungen. Schuld sind drei 
neue Virenstämme vom Typ A (H3N1). Diese Stämme gelten als wesentlich 
virulenter als die des vergangenen Jahres.

Die Schutzimpfung ist 
wichtiger denn je

Grippesaison 2008 / 2009
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Gesucht und gefunden in der Zeitung des Sozialverband Deutschland

www.abeg-treppenlift-gmbh.de

Antworten auf 
Chiffre-Anzeigen unter 

Angabe der Chiffre-Nr. an:

Anzeigen-Verwaltung
U. Struckmeyer

Postfach 12 66 · 27723 Worpswede

IN RUHE GESUCHT, DAS BESTE GEFUNDEN, 
IN DER SOVD-ZEITUNG!

An- und Verkaufsanzeigen
Keine Reiseanzeigen – Keine gewerblichen Anzeigen
An die Zeitung des SOZIALVERBAND DEUTSCHLAND
(SoVD), Anzeigenverwaltung U. Struckmeyer,
Postfach 12 66, 27723 Worpswede

Die nachstehende Anzeige veröffentlichen Sie bitte unter
„An- und Verkaufsanzeigen“ (keine „Reise-Gewerblichen An-
zeigen“), pro Zeile 5,95 Euro incl. 19% MwSt.
Anzeigenannahmeschluß: Am 3. des Vormonats.
Vor- und Zuname

Straße und Nr.

PLZ Wohnort

Ich ermächtige die ZEITUNG DES SOZIALVERBAND DEUTSCHLAND (SoVD)-An-
zeigenverwaltung U. Struckmeyer, die Insertionskosten von meinem Konto 
abbuchen zu lassen. Die Bezahlung Ihrer Anzeige kann nur durch Abbuchung oder
Vorkasse (Scheck) erfolgen.

Bank/Postscheckamt in:

Bankleitzahl

Konto-Nr.

Datum Unterschrift

Der Text meiner Anzeige: Ausgabe

Mindestgröße 2 Zeilen = 11,90 Euro     incl. 19% MwSt.

3 Zeilen = 17,85 Euro     incl. 19% MwSt.

4 Zeilen = 23,80 Euro     incl. 19% MwSt.

5 Zeilen = 29,75 Euro     incl. 19% MwSt.
je weitere Zeile = 25,95 Euro     incl. 19% MwSt.

Kleinanzeigen in Fließsatzausführung, 1spaltig in 3 mm Grundschrift. Bis zu 3 Wörtern am
Anfang fett, sonst keine Hervorhebung oder Umrandung. Pro Zeile bis maximal 38 Buchsta-
ben bzw. Zeichen einschließlich der erforderlichen Zwischenräume. Nur allgemein gebräuch-
liche Abkürzungen möglich. Chiffregebühr 5,35 Euro pro Anzeige incl. MwSt.

E-Mobil bzw. E-Rollstuhl, guter Zustand je VB 1.000,–
Anlieferung mögl. 0 51 08/92 54 96

Verkaufe oder tausche eine ETW in Bad Pyrmont
gegen ETW in Dortmund 0231/17760 91

Barrierefreies Wohnen im Ammerland, hoch-
wertige 3 ZKBB. HWR. 103m2, Aufzug, Erstbezug, 
ruhige u. zentrale Lage, Bahnhofsnähe, KM. 565,– ,
plus NK, von privat, Info: 0175/10 48 447

E-Mobil, 6 km/h, guter Zustand, VB 1.600,–
0 5164/802 643

3-RAD E-Mobil, 6 km/h, rot, NP 4.090,–
VB 800,– 0 23 83/46 91

Er, 62 J., 168, sucht nette Frau für eine feste 
Dauerfreundschaft Chiffre 2018

Mehrgenerationenhaus 2 Wohnungen, 7 Zimmer,
Wohnfläche 160m2, Grdst., 420m2, Baujahr 1994
in Lauterbach bei Putbus/Rügen zu verkaufen

03 83 01/6 04 67 · E-Mail regina.dabel gmx.de

Elektronischer Rollstuhl Euro-Sprint/Meyra,
wegen Todesfall abzugeben. Preis nach VB.

040/6 5167 23

Treppenlifte ab 2.500,- 
Elektromobile ab 1.498,- 

0 50 53 / 12 28
www.treppenliftservice.de

U. Struckmeyer
Postfach 12 66 · D-27723 Worpswede
Tel.: 0 47 92/22 16 · Fax: 0 47 92/35 30
E-Mail: u.struckmeyer@t-online.de

Anzeigenverwaltung
SoVDZei tung

�

€

Elektromobile · Treppenlifte · Badelifte

Tel.-kostenl. 0800-3273270 Gratisprospekt

Lünebg. Heide Versehrtengerechte 3,5 Zimmer-Whg.
in Bad Bevensen zu verkaufen. 105m2, 2 Balkone, WZ
42m2, Parkett, Diele 16m2, Schz. 16m2, Gäste-WC, EBK,
HWR, 2 Lifte 0 4102/9819 88 - privat

Erholung zum Sonderpreis
Ein tolles Angebot: Vom 1. November 2008 bis zum 30. März 2009 haben SoVD-Mitglieder die Möglichkeit, sich 

zu Sonderkonditionen im Büsumer Gesundheits- und Thalassozentrum „Vitamaris“ verwöhnen zu lassen. 

Bei Vorlage des Mitgliedsauswei-
ses und des unten stehenden Cou-
pons erhalten SoVD-Mitglieder fünf 
Meerwasser-Einzelinhalationen 
und drei Rückenmassagen zum Vor-
zugspreis von 65 statt 81 Euro. Diese 
Sonderkonditionen sind das Ergeb-
nis einer Kooperation zwischen dem 
SoVD Schleswig-Holstein und dem 
Kur- und Tourismus-Service (KTS) 
Büsum. Das „Vitamaris“ liegt ganz 
in der Nähe des Büsumer SoVD-
Erholungszentrums und wurde nach 

modernsten bädermedizinischen 
Erkenntnissen konzipiert. Es vereint 
physikalische Therapiemöglichkei-
ten, Präventionsangebote, kurort-
gebundene Heilmittel und Wellness-
leistungen unter einem gläsernen 
Dach. Hier werden unter anderem 
Erkrankungen der Atmungsorga-
ne und des Bewegungsapparates, 
Herz-Kreislauferkrankungen und 
Erschöpfungszustände von erfahre-
nen Therapeutinnen und Therapeu-
ten behandelt. Eine  Wellness-Oase 

mit modern ausge stattetem Fitness-
Bereich rundet das Leistungsspekt-
rum des „Vitamaris“ ab.

Für Erholungssuchende ist ein 
Urlaub im SoVD-Erholungszent-
rum Büsum in Verbindung mit ei-
nem Besuch des Gesundheits- und 
Thalassozentrums „Vitamaris“ eine 
perfekte Kombination. Nähere In-
formationen gibt es im Internet unter 
www.sovd-sh.de/erholungszentrum 
sowie im SoVD-Erholungszentrum, 
Möwenweg 14, 25761 Büsum, Tel.: 
04834 / 9 52 50, Fax: 04834 / 95 25 15, 
E-Mail: ehz-buesum@sovd-sh.
de. Buchungsanfragen richten 
Sie an den SoVD-Landesverband 
Schleswig-Holstein, Muhliusstraße 
87, 24103 Kiel, Tel.: 0431 / 9 83 88 32, 
Fax: 0431 / 9 83 88 10 oder per E-Mail: 
ingeborg.feddern@sovd-sh.de.

Kooperation zwischen SoVD und Büsumer Gesundheitszentrum „Vitamaris“

In Herbst und Winter ist eine Rückenmassage Entspannung pur.

Gegen Vorlage dieses Coupons 
und des SoVD-Mitgliedsaus-
weises erhalten Mitglieder des 
Sozialverband Deutschland im 
Zeitraum vom 1. November 2008 
bis zum 30. März 2009 fünf Meer-
wasser-Einzelinhalationen sowie 
drei Rückenmassagen zum Vor-
zugspreis von 65 Euro.  

Die Bundesschatzmeisterin

Mit der kühleren Jahreszeit steigt auch wieder der Energieverbrauch 
im Haushalt. Die Strom- und Ölpreise werden auf Dauer jedoch kaum 
sinken. Oft helfen Kleinigkeiten, um die Kosten einzudämmen und au-
ßerdem umweltbewusst zu handeln. Sie haben beispielsweise ein enor-
mes Einsparpotenzial von 80 Prozent, wenn Sie herkömmliche Glüh-
lampen durch Energiesparlampen ersetzen – überall dort in Ihrer Woh-
nung, wo Licht durchgängig mehr als eine Stunde am Tag brennt. 

Ein anderer Tipp: Nutzen Sie öfter Wasserkocher, Toaster und an-
dere Elektrogeräte! Für kleine Kochtätigkeiten brauchen Sie Ihren 
Herd nicht. Sie sparen 70 Prozent Energie, wenn Sie zum Beispiel Ihre 
Brötchen auf dem Toaster aufbacken – und nicht im Ofen. Geschirr-
spülen per Hand dauert lange und verbraucht außerdem viel Energie 
und Wasser. Ihre Geschirrspülmaschine erledigt das viel günstiger und 
wesentlich hygienischer – mit 10 Litern Wasser und 1,05 kWh Strom 
für 140 Geschirrteile. Zum Vergleich: Handspülen verbraucht bei der 
gleichen Menge 40 Liter Wasser und 2 kWh Strom.

Hi-Fi-Anlagen, Fernseher und Computer sind im Stand-by-Modus 
wahre Stromfresser, auch wenn sie keinen Ton von sich geben. Sie sparen 
bis zu 50 Prozent ein, wenn Sie diese Geräte immer ganz ausschalten.

Sparen können Sie auch im Badezimmer: Durch einen Sparduschkopf 
fließt bis zu 50 Prozent weniger Wasser. Sauber werden Sie trotzdem und 
leisten einen deutlichen Beitrag zum Wassersparen. Wenn Sie nur drei 
Minuten kürzer duschen, sparen Sie in einem Drei-Personen-Haushalt 
bis zu 150 Euro im Jahr! Übrigens: Baden ist im Vergleich zum Duschen 
deutlich teurer. Ein Vollbad verbraucht etwa dreimal mehr Energie und 
Wasser als ein Duschbad. Und mit der Energie für ein durchschnittlich 
warmes Vollbad (ca. 120 Liter Wasser) könnten Sie Ihren Fernseher 120 
Stunden ununterbrochen laufen lassen. Rüsten Sie auch Ihre Toiletten-
spülung mit einer Spartaste auf. Ältere Toilettenspülungen vergeuden 
pro Spülung 9 bis 12 Liter Wasser. 

Stromsparen lohnt sich durch viele Kleinigkeiten, die letztlich die 
große Summe ausmachen. 

So können Sie Energie und 
Kosten einsparen!




